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Satzung tiber den Bebauungsplan , 5. Anderung (Erweiterung) Gewerbegebiet"

Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB)

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1728)

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (BauNVO)
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBI. | S. 3786)

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. | S. 1057) geéndert worden ist

Landesbauordnung Rheinland — Pfalz (LBO)

in der Fassung vom 24. 11. 1998 (GVBI. S. 365),

letzte beriicksichtigte Anderung: zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.06.2019
(GVBI. S. 112)

Gemeindeordnung (GemO) Rheinland-Pfalz

in der Fassung vom 31. 01. 1994 (GVBI. S. 153)

letzte beriicksichtigte Anderung: zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26.06.2020
(GVBI. S. 297)

Landespflegegesetz (LPfIG) Rheinland-Pfalz
in der Fassung vom 05. 02.1979 (GVBI. S. 36)
zuletzt geéndert durch 867 LandesnaturschutzG vom 28.09.2005 (GVBI. S. 387)
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B-PLAN ,5. ANDERUNG (ERWEITERUNG) GEWERBEGEBIET"

Aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit der Gemeindeordnung fur Rheinland - Pfalz
(GemO) - jeweils in den o0.g. Fassungen - hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 11.12.2020 den

Bebauungsplan ,5. Anderung (Erweiterung) Gewerbegebiet* als Satzung beschlossen.

Bestandteile der Satzung

A Planzeichnung M. 1: 750
B Textliche Festsetzungen
C Ortliche Bauvorschriften
D Hinweise

Anlagen der Satzung
E Begriindung
F Zusammenfassende Erklarung gem. § 10 (4) BauGB

Weitere separate Anlagen

Umweltbericht / GOP (separater Bestandteil der Begriindung)
Artenschutzrechtliche Voruntersuchung

Spezielle artenschutzrechtliche Untersuchungen
Orientierendes Baugrundgutachten

Studie zu Regenwasser, Schmutzwasser und Loschwasser
Schalltechnische Untersuchung

in der Fassung vom 29.10.2020
in der Fassung vom 29.10.2020
in der Fassung vom 29.10.2020
in der Fassung vom 29.10.2020

in der Fassung vom 29.10.2020
in der Fassung vom 29.10.2021

in der Fassung vom 06.05.2020
in der Fassung vom 21.03.2019
in der Fassung vom 18.11.2019
in der Fassung vom 25.02.2020
in der Fassung vom Maérz 2020
in der Fassung vom 30.01.2020

Verfahrensvermerke
Aufstellungsbeschluss

Friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit

Frihzeitige Unterrichtung der Behodrden

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

Ortsubliche Bekanntmachung der Offenlage

Offenlage des Bebauungsplanentwurfs

mit Text und Begriindung in der Fassung vom 27.05.2020

Beteiligung der Behorden und Trager 6ffentlicher Belange

Satzungsbeschluss

Ortsubliche Bekanntmachung / Inkrafttreten

gem.

gem.

gem.

gem.

gem.

gem.

gem.

gem.

8 2 (1) BauGB

§ 3 (1) BauGB

§4 (1) BauGB

§ 3 (2) BauGB

§ 3 (2) BauGB

§ 4 (2) BauGB

§ 10 (1) BauGB

§ 10 (3) BauGB

am 19.04.2018

vom 14.06.2019
bis 05.07.2019

vom 14.06.2019
bis 05.07. 2019

am 27.05.2020

am 05.06.2020

vom 19.06.2020

bis 20.07.2020

vom 19.06.2020
bis 20.07.2020

am 11.12.2020

am 11.02.2021
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Inkrafttreten
Die Satzung uber den Bebauungsplan ,Erweiterung Gewerbegebiet” tritt mit der ortsiiblichen Bekannt-
machung gemal § 10 (3) BauGB in Kraft.

Ausfertigungsvermerk

Es wird bestétigt, dass die Inhalte des Bebauungsplans ,5. Anderung (Erweiterung) Gewerbegebiet* mit
den hierzu ergangenen Beschliissen des Gemeinderats tibereinstimmen und dass die fiir die Rechts-
wirksamkeit maf3gebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Gemeinde Billigheim - Ingenheim, den ...................

Dietmar Pfister
Ortsbirgermeister

Bekanntmachung des Beschlusses:
Die ortsuibliche Bekanntmachung des Beschlusses des Bebauungsplanes gem. § 10 (3) BauGB erfolgt
am 11.02.2021

Gemeinde Billigheim - Ingenheim, den ...................

Dietmar Pfister
Ortsburgermeister



GEMEINDE BILLIGHEIM - INGENHEIM B-PLAN ,5. ANDERUNG (ERWEITERUNG) GEWERBEGEBIET"

Zeichnerischer Teil des Bebauungsplans , 5. Anderung (Erweiterung) Gewerbegebiet*
M. 1: 750

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen
Die bauplanungsrechtlichen Festsetzungen gelten in Verbindung mit den Festsetzungen des
zeichnerischen Teils.

1 Art der baulichen Nutzung
(89 Abs. 1 Nr.1BauGBi.V. m. 881, 8, 12 - 15 BauNVO)

Die Art der baulichen Nutzung ist ein Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO.

Gemal § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass

e Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fur Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenuber in Grundflache und
Baumasse untergeordnet sind,

e Vergnugungsstatten
nicht zulassig sind.

2 Malf3 der baulichen Nutzung
(89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. 8§ 16 - 20 BauNVO)

Das Malf3 der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die maximal zuléssige H6he baulicher
Anlagen (HBA) gemal nachfolgender Definition und die Grundflachenzahl gemaR Eintrag im
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans. Zu den baulichen Anlagen zahlen neben Geb&uden
auch Silos und Lagerboxen.

Die maximal zulassige Hohe baulicher Anlagen wird mit den Héhen HbA1 und HbA2 festgesetzt.
Die Hohe HbA1 gilt fur alle bauliche Anlagen aul3er Silos. Die Héhe HbA2 gilt nur fir Silos.

Hohe baulicher Anlagen
Die Hohe baulicher Anlagen wird definiert als das Maf} zwischen der Bezugshdhe und dem
hochstgelegenem Punkt der Dachhaut bzw. dem héchsten Punkt der baulichen Anlage.
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Bezugshdhe zur Ermittlung der Hohe baulicher Anlagen

Als Bezugshdhe zur Ermittlung der Hohe baulicher Anlagen gilt die Héhe des urspriinglichen
Geléandes. Die Gelandehohe ist an den AulRenkanten der baulichen Anlage anhand der in der
Planzeichnung dargestellten Hohenpunkte zu ermitteln. Als Bezugshthe maf3gebend ist dabei
der jeweils hdchst gelegene Gelandepunkt.

Bauweise, Stellung der baulichen Anlage

(89 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

Es wird eine abweichende (a) Bauweise festgesetzt. In der abweichenden Bauweise sind Ge-
baudelangen > 50 m zulassig. Es darf an die sudliche Grundstickgrenze zum Flurstiick Nr.
3842/2 herangebaut werden, soweit keine Leitungsgerechte entgegenstehen. Ansonsten gelten
die Vorschriften Gber die offene Bauweise

Uberbaubare Grundstiicksflachen

(89 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind in der Planzeichnung durch Baugrenzen festge-
setzt.

Flachen fur Garagen, Stellplatze und Nebenanlagen (8 9 Abs. 1 Nrn. 4 und 11 BauGB)
Garagen, Carports und Stellplatze sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind
nur innerhalb der Uberbaubaren Flachen zulassig.

Nebenanlagen in Form von Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelverteilerschranke, die fir
die Stromversorgung notwendig sind, Wasserbehalter unterhalb der Geldndeoberflache und
sonstige Anlagen zur Regenwasserrickhaltung sowie Einfriedungen sind auch auf3erhalb der
Uberbaubaren Flachen zulassig.

Grunordnung (8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern (8 9, Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Allgemeines

Die Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern sind mit standortgerechten, heimi-
schen Baumen und Gehdlzgruppen umzusetzen. Geeignete Gehdlzarten sind der Pflanzliste in
den Hinweisen zu entnehmen. Die Gehdlze sind dauerhaft zu pflegen und bei Abgang durch
Gleichwertige zu ersetzen.

Hochstammpflanzungen in befestigten Bereichen

Fur Baume in befestigten Bereichen (z. B. Stellplatzen, Hofflachen) sind offene Baumscheiben
von mindestens 4 m2 und eine mit Baumsubstrat nach FLL (FFL Forschungsgesellschaft Land-
schaftsentwicklung Landschaftsbau e.V., 2010: Empfehlungen fir Baumpflanzungen Teil 2:
Standortvorbereitungen fir Neupflanzungen. Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bau-
weise und Substrate) zu verfillende Baumpflanzgrube von mindestens 12 m3 GroR3e, mit einer
Tiefe von 1,50 m vorzusehen . Eine teilweise Uberbauung der offenen Baumscheibe ist méglich,
wenn der zu Uberbauende Teil der Baumpflanzgrube mit verdichtbarem Baumsubstrat verfillt
wird. Erforderlichenfalls sind im tiberbauten Bereich Bellftungsrohre vorzusehen

Anfahrschutz:

Die Einzelbdume im Stellplatzbereich und im durch Fahrzeugiiberhdnge erreichbaren Bereich
von Pflanzbeeten bzw. Grinstreifen sind mit einem Anfahrschutz zu versehen (z.B. Baum-
schutzbiigel, Hochbordsteine).
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Leitungsrecht

Bei der Pflanzung von Gehdlzen sind bestehende Leitungsrechte und daraus hervorgehende
Mindestabstande so zu beachten, dass eine gegenseitige Beeintrachtigung von Gehdlz und
Leitungen ausgeschlossen werden kann.

Die im Planungsgebiet verlaufende 20-kV-Starkstromfreileitung mit einem beidseitigen Schutz-
streifen von 10 m ist von Pflanzungen freigehalten.

Pflanzpflichten auf privaten Grundstiicksflachen - Einzelpflanzpflicht

Je angefangener 800 m2 Grundstuicksflache ist zur Durchgrinung des Baugebiets mindestens
ein hochstdmmiger heimischer Laubbaum (Stammumfang mind. 14 — 16 cm) zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten. Geeignete Gehoélzarten sind der Pflanzliste unter Punkt 5 der Hinweise
zu entnehmen. Die Lage der zu pflanzenden Baume ist nicht festgesetzt. Abgéangige Gehdlze
sind zu ersetzen. Die rechnerisch ermittelte Anzahl ist aufzurunden. Die Pflanzungen innerhalb
der Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern ( A 1) kbnnen angerechnet werden.

Flachen zum Anpflanzen von Badumen und Strauchern auf privaten Grundstiicksflachen
(A1)

Als Puffer und optische Abschirmung zwischen Gewerbegebiet und benachbarten Flachen im
Norden, Osten und Westen ist eine freiwachsende, geschlossene Hecke mit BAumen an den
AuBengrenzen des Planungsgebiets aus heimischen Geholzen anzupflanzen (A 1). Geeignete
Gehdlzarten sind der Pflanzliste unter Punkt 5 der Hinweise zu enthehmen. Die Pflanzdichte
der Einzelbaume betragt mind. 1 Baum je 50 m2 festgesetzter Pflanzflache.. Die Pflanzdichte
der Straucher betragt 1 Strauch pro 2 m2 festgesetzter Pflanzflache.

Auf allen Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strduchern sind bauliche Anlagen und
Bodenversiegelungen bis auf Einfriedungen und Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelver-
teilerschranke, die fur die Stromversorgung notwendig sind, grundsétzlich unzuléssig.

Auf der Flache zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern entlang der ErschlieBungsstral3e

sind daruber hinaus

. Zu- und Abfahrten bis zu einer Gesamtbreite von 20,0 m pro Betriebsgrundstiick

. Wasserbehalter unterhalb der Gelandeoberflache und Anlagen zur Regenwasserriick-
haltung

zulassig.

7 Immissionsschutz
Festsetzungen gegen Umwelteinwirkungen aus Verkehrs- und Gewerbeldarm geman
§ 9 Abs. 1INr. 24 BauGB

Im Gewerbegebiet sind Vorhaben zulassig, deren Gerausche die in der nachfolgenden Tabelle
und in den nachfolgenden Abbildungen Abb.1 und Abb. 2 angegebenen Emissionskontingente

Lex, k nach DIN 45691 nicht tiberschreiten.

Emissionskontingente Lex, k in dB

Gebiet Emissionskontingent Lek tags Emissionskontingent Lek,nachts
GE N1 70 60
GE N2 68 50
GE N3 61 44
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GE N4 64 52
GE N5 64 50
GE N6 61 44

Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691 vom Dezember 2006, Abschnitt 5.
Die Anwendung der Relevanzgrenze nach Abschnitt 5 der DIN 45691 ist zulassig.

Die Kontingentierungsfestsetzung wird beim Neubau oder bei der Anderung von baulichen An-
lagen wirksam. Mit dem Antrag auf Neubau, Erweiterung oder Nutzungsanderung einer bauli-
chen Anlage innerhalb der kontingentierten Baugebiete ist nachzuweisen, dass die festgesetz-
ten Emissionskontingente und die damit verbundenen zulassigen Immissionsanteile (Immissi-
onskontingente) an den maf3geblichen Immissionsorten eingehalten werden. Ein Vorhaben er-
fullt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der Beurtei-
lungspegel Lr;j den Immissionsrichtwert an den maf3geblichen Immissionsorten um mindestens
15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze gemal Punkt 5 der DIN 45691).

Schalltechnische Untersuchung
zum Bebauungsplan
"Gewerbegebiet - 4. Anderung”
Billigheim - Ingenheim

Karte 2:
Kontingentierung Tag

Beurteilungspegel Tagzeitraum
(06.00-22.00 Uhr)

Immissionsrichtwert TA LArm
- 60 dB(A) Mischgehiet
- 65 dB(A) Gewerbegebiet

Quellen:

GE N1: Lyys = 70 db{AYm*
1 GE N2: Ly, = 68 dbiaym®
GE N3: Ly, = 61 dB{AYmM*
GE N4: Ly, = 64 dB(A)YM*
GE NE: Ly, = 64 dB(A)mM*
GE NE: Ly = 61 dB{A})mM*

Isophone 4 m Gber Grund
Einzelpegel im lautesten Geschoss
(4430.4432:2020-01-08)

Pegel Legende
in dB{A)
[ Fiachenschaliquelie

& nmissiensort

naturschutz_rp i :_naturschutzfindex php

: R I R

Abb. 1 Kontingentierung Tag (Auszug aus der schalltechnischen Untersuchung, vom
30.01.2020)
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Schalltechnische Untersuchung
zum Bebauungsplan
"Gewerbegebiet - 4. Anderung”
Billigheim - Ingenheim

Karte 3:
Kontingentierung Nacht

Beurteilungspegel Nachtzeitraum
(22.00-06.00 URr)

Immissionsrichtwert TA Larm
- 45 dB(A) Mischgebiet
- 50 dB(A) Gewerbegebiet

Quellen:

el GE N1: Lyys = 60 dB(A)mM?*
GE N2: Ly = 50 dB{ANmM?*
GE N3: Ly = 44 dB{ANM?
GE N4: Lya = 52 dB(ANM?*
GE NB&: Ly = 50 dB(ANM?*
GE NE: Ly = 44 dB(ANM*

Isophone 4 m uber Grund
Einzelpege! im lautesten Geschoss
(4340 4342;2020-01-23)

Pegel Legende
in dB(A)

[ Fichenschaliquelie
& mmissionsort

OriginalmaRstab (A4) 1:1500 ¢
15 30 60

m

Gfl

ift filr Immissionssel
featz Mol

=
©hitps://geodaten.naturschutz.rip.defkartendienste_naturschutzfindex.php

Abb.2 Kontingentierung Nacht (Auszug aus der schalltechnischen Untersuchung, vom
30.01.2020)

Von einer Bebauung freizuhaltende Schutzflachen (89 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
Die Herstellung von baulichen Anlagen, Nebenanlagen, Garagen, Stellplatzen innerhalb des
ausgewiesenen Schutzstreifens der 20-kV-Starkstromkabelleitung ist nicht zulassig.

Die Herstellung/Anderung von baulichen Anlagen und Nebenanlagen innerhalb des ausgewie-
senen Schutzstreifens der 20-kV-Starkstromfreileitung ist, in Bezug auf einzuhaltende Sicher-
heitsabstédnde, mit dem Leitungsbetreiber abzuklaren und bedarf dessen Zustimmung. Hierzu
sind alle genehmigungsbedurftigen /-freien Vorhaben dem Leitungsbetreiber vorzulegen.

Die Herstellung von baulichen Anlagen, Nebenanlagen, Garagen, Stellplatzen sowie eine Be-
pflanzung mit Baumen und Stréuchern innerhalb des ausgewiesenen Schutzstreifens der 20-
kV-Starkstromkabelleitung ist nicht zulassig.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 i.V. mit Nr. 21 BauGB)

Fir die innerhalb des raumlichen Geltungsbereichs bestehenden 20-kV-Stark-Strom-kabellei-
tungen werden zugunsten der Pfalzwerke Netz AG Geh-, Fahr- und Leitungsrechte festgesetzt.
Die im Bebauungsplan jeweils dargestellte Fihrung kann Abweichungen gegeniiber dem tat-
sachlichen Bestand aufweisen. Die tatsachliche Lage und somit auch die Leitungsrechte erge-
ben sich allein aus der Ortlichkeit.

Bedingte Festsetzung (§ 9 Abs. 2 BauGB)

Restriktion aufgrund der bestehenden 20-kV-Freileitung:

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes verlauft eine bestehende 20-kV- Freileitung der
Pfalzwerke Netz AG, die in der Planzeichnung ausgewiesen ist. Es ist vorgesehen, dass die
Freileitung abgebaut wird. Innerhalb des Schutzstreifens dieser Freileitung kann die festge-
setzte bauliche Nutzung und Bepflanzung erst nach Durchfiihrung des Abbaus der Freileitung
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realisiert werden. Bis zu diesem Zeitpunkt gilt die Festsetzung unter Punkt 11 der planungs-
rechtlichen Festsetzungen.

11 Zuordnung von Flachen und Mallnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und
Landschaft (8 9 Abs. 1ai.V.m. § 1a BauGB)
Externe Kompensation - Umwandlung Acker in Extensivgrinland

| B ; -_ .1—6‘ jf!.'lll:_l i{

Abb 3. Lokalisierung der Ausgleichsflache in der Gemarkung der Gemeinde Billigheim-Ingenheim,
( eigene Darstellung, Kartenauszug aus LANIS)

10
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Abb 4. Lage: Teilflache des Flurstlicks Nr. 6581, Gemarkung Billigheim-Ingenheim, gelbe Um-
randung

Zur externen Kompensation des Eingriffs in das Schutzgut Pflanzen und Tiere sowie Boden ist
ein Teil der Ackerflache auf dem Flurstiick 6581, am stuidlichen Rand der Gemarkung Billigheim-
Ingenheim, in Grinland umzuwandeln.

Die etwa 1,5 ha umfassende Flache ist mit einer krauterreichen Saatgutmischung aus dem Ur-
sprungsgebiet Slidwestdeutsches Berg- und Higelland mit Oberrheingraben unter Berlcksich-
tigung des Naturraums und des speziellen Standorts anzuséen.

Das Grunland ist dauerhaft extensiv zu bewirtschaften bzw. zu pflegen, d. h. 2-mal jahrlich nach
dem 15. Juni zu mahen oder extensiv zu beweiden. Das Mahgut ist abzurdumen. Der Einsatz
von Diingemittel ist untersagt.

Von der MaRnahme werden 10.303 m2 (entsprechend 41.212 WP) dem Vorhaben ,Erweiterung
Gewerbegebiet* zugeordnet.

Monitoring (8 4 c BauGB)

Jeweils ein, fiinf und zehn Jahre nach Baugebietsumsetzung ist durch die Gemeinde bzw. durch
ein beauftragtes Fachbiiro zu Uberpriifen, ob die festgesetzten Mallnahmen zum Anpflanzen
sowie die externen AusgleichsmalRnahmen wie geplant umgesetzt wurden und funktionsféhig
sind. Defizite sind umgehend zu beseitigen. Bei Fehlentwicklungen sind geeignete MaRnah-
men, z. B. erganzende Pflanzungen oder Modifizierung der Flachenpflege, zu treffen.

11
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Ortliche Bauvorschriften
Die ortlichen Bauvorschriften gelten i.V.m. den Festsetzungen des zeichnerischen Teils.

1 Gestaltung von PKW-Stellplatzen
Fur die Befestigung von PKW-Stellpléatzen sind nur wasserdurchléssige Materialien zulassig,
soweit keine Gefahr des Eintrags von wassergefédhrdenden Stoffen besteht und soweit es tech-
nisch und/oder rechtlich nicht anders geboten ist.

2 Werbeanlagen und Beleuchtung
Anlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am
Himmel, Filmwande u.&.) sind unzuléssig.

Freistehende Werbeanlagen sind nur bis zu einer maximalen Hohe von 12 m zulassig.

Werbeanlagen an Gebauden oder anderen baulichen Anlagen dirfen die Hohe der baulichen
Anlage nicht Uberragen.

3 Fihrung von Versorgungsleitungen
Versorgungsleitungen durfen nur unterirdisch gefihrt werden. Ausnahmsweise ist eine oberir-
dische Fuhrung nur zuléssig, wenn dies im Einvernehmen zwischen dem Leitungstréager und
der Gemeinde Billigheim-Ingenheim entschieden wird. Das Niederspannungsnetz ist als Kabel-
netz auszufihren.

12
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Hinweise

1. Radonprognose
Das Plangebiet. liegt innerhalb eines- Bereiches, in dem lokal erhéhtes und seltener hohes Ra-
donpotenzial Uber einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Es wird dringend empfohlen,
orientierende Radonmessungen in der Bodenluft vorzunehmen, um festzustellen, ob und in wel-
chem Ausmalfd BaumafRnahmen der jeweiligen lokalen Situation angepasst werden sollten.
Wir bitten darum uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese in anony-
misierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen.

Studien des LGB haben ergeben, dass fir Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeit-
messungen (ca. 3 - 4 Wochen} notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet,
da die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeitrdumen sehr stark
schwankt. Dafiir sind insbesondere Witterungseinflisse wie-Luftdruck, Windstarke, Nieder-
schlage oder Temperatur verantwortlich. Nur so kénnen aussageféahige Messergebnisse erzielt
werden. Es wird deshalb empfohlen, die Messungen in einer Baugebietsflache an-mehreren.

Stellen, .mindestens 6/ha, gleichzeitig durchzufihren. Die Anzahl kann aber in Abh&angigkeit

von der geologischen Situation auch héher sein.

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbiiro ausgefuhrt

werden und dabei die folgenden Posten enthalten:

e Begehung- der Flache und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien;

e radongerechte-, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei bodenkun-
dliche Aufnahme des Bohrgutes; fachgerechter Einbau und Bergen-der Dosimeter;

e Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Ermittlung
der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jahrlichen-Radonverfiigbar-
keit;

o  Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma);

e Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.

Fragen zur-Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchfiihrung der Radonmessung in
der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das LGB. Informationen zum Thema Radonschutz
von Neubauten und Radonsanierungen kénnen dem "Radon-Handbuch" des Bundesamts fiir
Strahlenschutz entnommen werden.

Fur bauliche MaBnahmen zur Radonpréavention wenden Sie sich bitte an das Landesamt fir
Umwelt (Radon@Ifu.rlp.de).

2. Landesarchéologie
1. Die ausfuhrenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzge-
setzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geandert durch Gesetz vom
26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) sowie durch Art. 3 des Gesetzes vom 03. .12.2014 (GVBI. S.
245) hinzuweisen Danach ist jeder zutage kommende, archéologische Fund unverzuglich zu
melden, die Fundstelle soweit als méglich unveréndert zu lassen und die Gegenstande sorgfal-
tig gegen Verlust zu sichern.
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2. Sollten wirklich arch&ologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesar-
chéologie ein angemessener Zeitraum einzurdumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in
Absprache mit den ausfiihrenden Firmen, planmafig den Anforderungen der heutigen archao-
logischen Forschung entsprechend durchfiihren kdnnen. Im Einzelfall ist mit Bauverzégerungen
zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauher-
ren/Bautrager finanzielle Beitrage fiir die MaBnahmen erforderlich.

Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkméler
(wie Grenzsteine) befinden kénnen. Diese sind selbstverstandlich zu berticksichtigen bzw. dir-
fen von Planierungen o.&. nicht beruhrt oder von ihrem angestammten, historischen Standort
entfernt werden.

3.. Absatz 1 entbindet Bautrager/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung je-
doch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegentiber der GDKE.

3. Auswirkungen auf den Verkehr auf der L493
Der Verkehr auf der L 493 darf nicht durch Auswirkungen des Gewerbegebietes (z.B. Blendung,
Staub, Dampf etc.) beeintrachtigt/ gefahrdet werden. Dies ist dauerhaft mit geeigneten Mitteln
sicherzustellen.

4. Artenschutz
Reptilien:
Es konnten keine Zauneidechsen auf dem Vorhabengebiet nachgewiesen werden. Das Vorha-
bengebiet ist aufgrund der intensiven Pflegemalinahmen bzw. ackerbaulichen Nutzung nur
schlecht als Lebensraum geeignet.
Um eine Einwanderung aus umliegenden Gebieten zu verhindern, sollte die Flache weiterhin
intensiv gepflegt werden, um sie fiir Zauneidechsen als Lebensraum unattraktiv zu halten.

Amphibien:
Es werden Amphibienausstiegshilfen in den Kanalisationsschachten empfohlen um das Veren-
den der Tiere nach dem Absturzen zu verhindern.

Schmetterlinge:

Das Vorhabengebiet bietet aufgrund der intensiven Pflege und haufigen Mahd bzw. der acker-
baulichen Nutzung keinen geeigneten Lebensraum fiir streng geschiitzte Schmetterlingsarten.
Die dort vorkommenden potentiellen Raupennahrungspflanzen werden durch die haufige Mahd
sehr klein gehalten.

Um eine Ansiedlung streng geschutzter Schmetterlingsarten zu verhindern, sollte die Flache
weiterhin haufig gemaht bzw. ackerbaulich bewirtschaftet werden.

Verbotstatbestédnde nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (T6tung, erhebliche
Storung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, Zerstdérung von
Fortpflanzungs- und Ruhestéatten) werden unter Beachtung entsprechender Malinahmen nicht
ausgelost.

14



GEMEINDE BILLIGHEIM - INGENHEIM B-PLAN ,5. ANDERUNG (ERWEITERUNG) GEWERBEGEBIET"

7.0
7.1

7.2

Pflanzliste

Artenliste Baume

x Acer campestre Feldahorn

x Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn

x Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Quercus robur Stieleiche

x Tilia cordata Winterlinde

x Baumart geeignet zur Straf3en- und Stellplatzbepflanzung

Artenliste Straucher:

Cornus sanguinea Roter Hartriegel

Corylus avellana Hasel

Crataegus monogyna Eingriffeliger Weil3dorn
Euonymus europaeus Gemeines Pfaffenhitchen
Prunus spinosa Schlehe

Rosa canina Hundsrose

Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Baugrunduntersuchung

Fur Neubauvorhaben oder grof3ere An- und Umbauten (insbesondere mit Lastédnderungen) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen.

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu bertcksichti-
gen:

MaRnahmen der Regenwasserbewirtschaftung

Retention

Entsprechend § 58 LWG ist das anfallende Niederschlagswasser auf den Baugrundstiicken
zurlickzuhalten. Das Rickhaltevolumen kann in Form von Becken, Riickhaltemulden, Rigolen
oder in einer sinnvollen Kombination der vorgenannten Anlagen bereitgestellt werden.

Als Rickhalteraum auf den privaten Grundstiicken ist ein Gesamtstauvolumen Veesamt, ert. = 506
m3 vorzusehen.

Der gedrosselte Abfluss aus der Rickhaltung wird mit 10 |/ (s x ha) angesetzt. Nach DWA A117
ergibt sich fur das Gebiet mit einer Flache von rund 1,59 ha ein maximal zuléssiger Drosselab-
fluss von 15,90 I/s.

Umgang mit unbeschichteten Metallen

Dachdeckungen und Dachinstallationen aus den unbeschichteten Metallen Zink, Blei, Kupfer
und anderen Materialien, von denen Schadstoffe in das abflieRende Niederschlagswasser ge-
langen konnen, sind nur mit einer wasserrechtlichen Erlaubnis zulassig.

Starkregen/Hochwasserschutz

Unter Bertcksichtigung der Lage des Bebauungsplangebietes und den &rtlichen Verhéltnissen
weise wird darauf hingewiesen, dass bei Regenereignissen groRerer Intensitat oder Dauer, bei
Regen auf gefrorenem Untergrund, bei Schneeschmelze es zu einer Uberlastung im Regen-
wasserbewirtschaftungssystem kommen kann.
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10.

11.

12.

13.

Landesnachbarrecht

Bei Pflanzmalinahmen insbesondere die Eingriinung der AusgleichsmafRnahme Al betreffend
und bei geplanten Einfriedungen sind die Abstande nach dem Landesnachbarrecht Rheinland-
Pfalz zu beriicksichtigen

Grundwasser

MafRnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffes in den Untergrund mit Grundwasser-
freilegungen (Temporare Grundwasserhaltung) gerechnet werden muss, bedurfen gem. § 8 ff
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) der Erlaubnis, welche rechtzeitig vor Beginn der MalRnahme
bei der Unteren Wasserbehodrde zu beantragen ist.

Brandschutz

Das Loschwasser kann zurzeit nicht durch Hydranten sichergestellt werden. Aus diesem
Grunde ist ein Loschwasserbehélter erforderlich. Der Behélter muss fir die 6ffentliche Hand,
Feuerwehr und VGW Uber offentliche Flachen jederzeit erreichbar sein

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens muss die sicherzustellende und vorzuhaltende
Loschwassermenge ermittelt und nachgewiesen werden.

Der Loschwasserbedarf fur den Grundschutz richtet sich entsprechend dem DVGW Regelwerk
405 nach der baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung. Fir die Gefahr der
Brandausbreitung ist die mégliche Bauart maf3gebend. Somit ergibt sich bei einer mittleren
Brandausbreitungsgefahr ein Léschwasserbedarf von mindestens 96 m3/h. Das Léschwasser
ist fur eine Loschzeit von 2 Stunden zur Verfigung zu stellen. Dies bedeutet, wenn der Lésch-
wasserbedarf nicht aus dem 6ffentlichen Netz sichergestellt werden kann, miissen unterirdische
Léschwasserbehélter nach DIN 14230 hergestellt werden. Kann das Loschwasser nur teilweise
aus dem offentlichen Netz sichergestellt werden, verringert sich das erforderliche Fassungsver-
mogen der Loschwasserbehélter entsprechend.

Der insgesamt erforderliche Loschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von insgesamt
300 m nachzuweisen.

Diese Regelung gilt nicht Gber unitiberwindbare Hindernisse hinweg.

Fur den ersten Léschangriff sind die Loschwasserentnahmestellen im 6ffentlichen Verkehrs-
raum so anzuordnen, dass eine Entfernung von 75 m bis zum Zugang des jeweiligen Grundsti-
ckes nicht Gberschritten wird. Aus den Loschwasserentnahmestellen fur den ersten Loschangriff
mussen jeweils mindestens 48 m3/h entnommen werden kdnnen.

Die Vorhaltung eines Léschwasserbehalters im Wege einer personlich beschrankten Dienstbar-
keit zu Gunsten der Verbandsgemeinde Landau-Land zu formulieren. Bestandteil dieser Grund-
dienstbarkeit sollten Regelungen zur genauen technischen Ausfiihrung des Behélters sein und
das jederzeitige Nutzungsrecht durch die Feuerwehr der Verbandsgemeinde.

Solarenergie
Eine zwingende Festsetzung zur Nutzung von Solarenergie nach 8 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB ist

nicht vorgesehen. Die vorsorgliche Auslegung der Dachkonstruktion fir die Nutzung von Solar-
energie ist anzustreben.

Abfallwirtschaft/Bodenschutz
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Altablagerungen

Nach Durchsicht der vorliegenden Unterlagen sind z. Zt. im Plangebiet keine Altablagerungen,
Altstandorte, schadliche Bodenveréanderungen oder Verdachtsflachen bekannt. Sollten sich
spater aber Hinweise auf abgelagerte Abfélle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen
mit umweltgefédhrdenden Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdachtige Be-
eintrachtigungen der Bodenfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen (Verdachtsfla-
chen), Bodenverdichtungen oder -erosionen (schadliche Bodenverdnderungen) ergeben, so ist
umgehend die Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid - Regionalstelle Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft, Bodenschutz Neustadt zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen.
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Begrundung

1 Planerfordernis

Nordlich des vorhandenen Gewerbegebiets am 6stlichen Ortsrand von Billigheim-Ingenheim
soll die gewerbliche Nutzung unter anderem zur Sicherung und Erweiterung eines angrenzen-
den produzierenden Gewerbebetriebs erweitert werden. Darliber hinaus zeichnet sich der Be-
darf an einer groReren gewerblichen Fléache fir einen Betrieb zum Vertrieb von Saatgut und
Dungemitteln ab, der im bestehenden Gewerbegebiet nicht befriedigt werden kann. Das Ge-
lande befindet sich im AuRenbereich. Zur Schaffung des Planungsrechts ist die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans notwendig.

2 Abgrenzung des Bebauungsplangebiets
Das Bebauungsplangebiet umfasst eine Flache von ca. 1,6 ha mit den Flurstiicken Nrn. 3847/1
, 3848/1, 3850/1 und 3851/1 und wird entsprechend der Darstellung in der Planzeichnung um-
grenzt durch die Industriestral3e im Osten, die Grenze des Bebauungsplangebiets ,,Gewerbe-
gebiet* im Siden und zwei Wegegrundtiicke im Westen und Norden.

3 Ubergeordnete Planungen
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reist) im Flachennutzungsplan (Ausschnitt des
rechtsgultigen Flachennutzungsplan der Verbandsgemeinde Landau-Land)
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4.1

Das Gebiet ist im rechtsgultigen Flachennutzungsplan der Verbandsgemeinde Landau-Land als
Gewerbliche Flache ausgewiesen. Der Bebauungsplan ist damit aus der Ubergeordneten Pla-
nung entwickelt.

Umweltbericht und Grinordnungsgutachten

Das Planungsgebiet befindet sich in dem Landschaftsschutzgebiet ,Klingbachtal-Kaiserbachtal
(Kennung: 07-LSG 3.038)

Nach § 1 Abs. 2 der Rechtsverordnung Uber das Landschaftsschutzgebiet ,Klingbachtal-Kai-
serbachtal” sind ,die Flachen innerhalb des rAumlichen Geltungsbereiches eines bestehenden
oder kiinftig zu erlassenden Bebauungsplanes mit baulicher Nutzung und innerhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des §34 des Bundesbaugesetzes [...] nicht Bestand-
teile des Landschaftsschutzgebietes.

Die Landschaftsschutzgebietsflache reduziert sich somit um die geplante Gewerbegebietsfla-
che. Durch eine Eingriinung im Norden mit heimischen Baumen und Strauchern wird der Eingriff
minimiert, sodass die Erhaltung der Schutzziele weiterhin gewéahrleistet wird.

Der Umweltbericht, der als Anlage dem Bebauungsplan beigeftigt ist, ermittelt MaRnahmen, mit
denen festgestellte erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verrin-
gert oder soweit moglich ausgeglichen werden sollen. Diese erforderlichen Malinahmen wurden
im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt.

Eingriff-Ausgleichbilanzierung

Eingriff- Ausgleichsbilanzierung Schutzgut Pflanzen und Tiere

Die durchgefuhrte Biotoptypenbewertung und die rechnerische Bilanzierung zeigen, dass durch
die Umsetzung der vorliegenden Planung und der darin festgesetzten MalRhahmen der Eingriff
in das Schutzgut Pflanzen und Tiere rechnerisch zu etwa 59 % kompensiert wird.

Es verbleibt ein Defizit von 26.255 Wertpunkten, welches durch eine MaRnahme auf externer
Flache kompensiert werden muss.

Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung Schutzgut Boden

Durch die Nutzungsintensivierung der derzeit als Acker genutzten Flachen im Bereich der zu-
kunftigen Grunflachen, kénnen rund 1.119 m2 der Neuversiegelung im Planungsgebiet kompen-
siert werden.

Das verbleibende Defizit im Umfang von 10.303 m2 wird auf einer externen Ausgleichsflache
kompensiert. Hier erfolgt eine Nutzungsextensivierung der vormals intensiv ackerbaulich ge-
nutzten Flachen.

MaRRnahmenbeschreibung und Aufwertungspotential externer Kompensationsmalf3-
nahme

Die insgesamt etwa 1,5 ha grol3e MaRnahmenflache E 1 umfasst eine Teilflache des Flurstiicks
6581 auf der Gemarkung Billigheim-Ingenheim. Diese wird derzeit intensiv ackerbaulich ge-
nutzt. Stdlich grenzt die Flache an das Biotop ,Nass- und Feuchtweide" an. Die MaRBhahmen-
flache liegt im sogenannten ,Billigheimer Bruch®, welches ehemals zum Torfabbau genutzt
wurde. Zudem liegt das Gebiet im Wasserschutzgebiet ,Winden* (Nr. 404100636; Zone Il). Die
Bdden aus Auenton mit Torflagen weisen gem. LGB RLP BFD-5L Bodenfunktionsbewertung
eine sehr hohe Eignung fir die Biotopentwicklung auf und eignen sich daher im besonderen
MaRe als Ausgleichsflache. Durch die Umwandlung der intensiv ackerbaulich genutzten Flache
in Extensivgrinland werden hochwertige Biotopflachen geschaffen und Eintrage von Pestiziden
und Dunger reduziert.
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4.2

Aufwertung MaBnahmenflache E 1

Bestand: Acker 4 WP x 15.860 m2 = 63.440 WP
Planung Anlage Fettwiese 13 WP x 15.000 m2= 195.000 WP
Summe Ausgleich 131.560 WP
Zuordnung

Von der MalRnahme werden 10.303 m2 (entsprechend 41.212 WP) dem Vorhaben ,Erweiterung
Gewerbegebiet" zugeordnet.

Okokonto

Die verbleibenden 90.348 WP stehen der Gemeinde im Sinne einer OkokontomaRnahme fiir
andere stadtebauliche Vorhaben zur Verfligung.

Artenschutz

Aufgrund der Habitatausstattung kann ein Vorkommen streng geschitzter Arten aus folgender
Gruppe nicht per se ausgeschlossen werden:

e Reptilien (Zauneidechse)

o Tagfalter (Grol3er Feuerfalter)

Daher wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung dieser Artengruppe durchge-
fuhrt, die zu folgendem Ergebnis kommt:.

Reptilien:

Es konnten keine Zauneidechsen auf dem Vorhabengebiet nachgewiesen werden. Das Vorha-
bengebiet ist aufgrund der intensiven Pflegemalinahmen bzw. ackerbaulichen Nutzung nur
schlecht als Lebensraum geeignet.

Um eine Einwanderung aus umliegenden Gebieten zu verhindern, sollte die Flache weiterhin
intensiv gepflegt werden, um sie fiir Zauneidechsen als Lebensraum unattraktiv zu halten.

Schmetterlinge

Das Vorhabengebiet bietet aufgrund der intensiven Pflege und haufigen Mahd bzw. der acker-
baulichen Nutzung keinen geeigneten Lebensraum fir streng geschiitzte Schmetterlingsarten.
Die dort vorkommenden potentiellen Raupennahrungspflanzen werden durch die haufige Mahd
sehr klein gehalten.

Um eine Ansiedlung streng geschitzter Schmetterlingsarten zu verhindern, sollte die Flache
weiterhin haufig gemaht bzw. ackerbaulich bewirtschaftet werden.

Verbotstatbestdnde nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (T6tung, erhebliche
Storung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, Zerstdérung von
Fortpflanzungs- und Ruhestéatten) werden unter Beachtung entsprechender Maf3nahmen nicht
ausgelost.

Die Empfehlungen wurden in die Hinweise Ubernommen.

Schallschutz

Gewerbelarm

Durch die gemaf dem in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan zuldssigen Nutzungen sollen
in der Umgebung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans keine unzumutbaren Gewerbe-
larmeinwirkungen verursacht werden. Zur Beurteilung werden die Orientierungswerte des Bei-
blatts 1 zur DIN 18005 sowie die Immissionsrichtwerte der TA Larm herangezogen.

20



GEMEINDE BILLIGHEIM - INGENHEIM B-PLAN ,5. ANDERUNG (ERWEITERUNG) GEWERBEGEBIET"

Die maRgeblichen Immissionsorte befinden sich an zu Wohnzwecken genutzten Gebauden
westlich des geplanten Vorhabens in dem im Bebauungsplan ,Gewerbegebiet— 1l. Anderung*
festgesetzten Mischgebiet sowie an den Baugrenzen und bestehenden Geb&auden mit Wohn-
nutzung innerhalb des festgesetzten Gewerbegebiets dstlich und sidlich der Industriestrale.
Die Wohnnutzungen im Gewerbegebiet befinden sich an den Gebauden Industriestrae 13 und
13A gstlich des Plangebiets. Eine weitere Wohnung innerhalb des sudlichen Teils des
Gewerbegebiets befindet sich stidlich der IndustriestralRe 6.

Die Immissionsrichtwerte der TA Larm fur Gewerbelarmeinwirkungen in Mischgebieten
und Gewerbegebieten sind in der folgenden Tabelle angegeben. Der
Immissionsrichtwert Nacht bezieht sich auf die ungtinstigste (lauteste) Nachtstunde.

Tabelle 1: Immissionsrichtwerte nach TA Larm

5.2

Gebietsart Immissionsrichtwert in dB(A) | Immissionsrichtwert in
Tag (6-22 Uhr) dB(A)
Nacht (22-6 Uhr)
Mischgebiet (MI) 55 40
Gewerbegebiet (GE) 65 50

Zur Sicherstellung eines angemessenen Schutzes der nachstgelegenen schutzbedurftigen Nut-
zungen vor den Gewerbelarmeinwirkungen der im geplanten Gewerbegebiet innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans zuldssigen Nutzungen wird die Festsetzung einer Ge-
rauschkontingentierung gemaR DIN 45691 ,Gerduschkontingentierung” vom Dezember 2006
erforderlich.

Den geplanten Gewerbegebieten werden Emissionskontingente so zugeteilt, dass an allen
maf3geblichen Immissionsorten im Mischgebiet der Planwert von 54 dB(A) am Tag und 39 dB(A)
in der Nacht und an Immissionsorten an den Baugrenzen der festgesetzten Gewerbegebiete,
an bestehenden Gebauden mit Wohnnutzung innerhalb des Gewerbegebiets (Industriestralle
13 a und 15) sowie am Immissionsort auf dem Flurstiick 3842/2 von 59 dB(A) am Tag und 44
dB(A) in der Nacht eingehalten wird.

Verkehrslarm
Relevante Verkehrslarmeinwirkungen im Plangebiet sind insbesondere durch den Kfz-Verkehr
auf L 493 nordlich des Plangebiets zu erwarten.

Beurteilung bei freier Schallausbreitung

Im Tagzeitraum (6.00 bis 22.00 Uhr) werden bei freier Schallausbreitung im Plangebiet in 2 m,
5 m und 8 m Uber Grund Verkehrslarmeinwirkungen von bis zu 51 dB(A) am nérdlichen Plan-
gebietsrand berechnet. Der Orientierungswert der DIN 18005 fir Verkehrslarmeinwirkungen in
Gewerbegebieten von 65 dB(A) am Tag wird im gesamten Plangebiet deutlich unterschritten.

In der Nacht (22.00 bis 6.00 Uhr) ist mit Verkehrslarmeinwirkungen von bis zu 42 dB(A) in 2 m,
5 m und 8 m Uber Grund zu rechnen. Der Orientierungswert fur Verkehrslarmeinwirkungen in
Gewerbegebieten in der Nacht von 55 dB(A) wird im gesamten Plangebiet deutlich unterschrit-
ten.

ErschlielBung

Das Gebiet wird wie das anschlieende bestehende Gewerbegebiet von Norden, von der L 493
kommend Uber die IndustriestralRe erschlossen.

21



GEMEINDE BILLIGHEIM - INGENHEIM B-PLAN ,5. ANDERUNG (ERWEITERUNG) GEWERBEGEBIET"

Malnahmen der Regenwasserbewirtschaftung

Ruckhaltung von Niederschlagswasser

Im Rahmen der Bodenuntersuchungen wurde Grundwasser ab 135,37 m NHN direkt angetrof-
fen. Aufgrund der Nédhe zum Rhein und dem relativ niederschlagsarmen Winter muss jedoch
auch mit héheren Grundwasserstéanden gerechnet werden. Es ergibt sich ein ,Bemessungs-
wasserstand von 136,33 m 0. NHN" und ,einer Tiefe von 1,24 m u. GOK.*

Da entsprechend dem Ergebnis des Baugrundgutachtens eine Versickerung im Baugebiet nicht
maoglich ist, muss das Niederschlagswasser auf den Grundstiicken zuriickgehalten werden.

Hierfur wurde fur ein 20-jahriges Regenereignis ein bendtigtes Gesamtstauvolumen von 506 m3
berechnet. Mit dem zurtickgehaltenen Oberflachenwasser wird teilweise der notwendige Ldsch-
wasserbehalter gespeist.

Der gedrosselte Abfluss aus der Rickhaltung wird mit 10 |/ (s x ha) angesetzt und wird an die
Regenwasserkanalisation angeschlossen.

Ver- und Entsorgung
Die Ver-und Entsorgung geschieht Giber das vorhandene Netz.

Eine ausreichende Menge Léschwasser soll durch den Bau eines Léschwasserbehalters si-
chergestellt werden:

Laut DVGW Arbeitsblatt W 405 sind mindestens 96 m3/h, Uber eine Zeitdauer von zwei Stunden,
bereitzustellen. Dabei darf der Druck an keiner Stelle im Netz unter 1,5 bar sinken. Bei Messun-
gen konnten unter diesen Voraussetzungen jedoch nur 56 m3/h entnommen werden.

Somit wird ein zusatzliches Loschwasservolumen von mindestens 40 m3/h beziehungsweise 80
m3 Behaltervolumen benétigt. Dies ist auf dem Grundstiick vorzuhalten.

Der Loschwasserbehélter kann direkt an das geplante RRB beziehungsweise die Ruckhaltefla-
chen angeschlossen werden und somit mit Niederschlagswasser gefillt werden. Zusatzlich ist
fur die Beflllung in niederschlagsarmen Zeiten des Jahres ein Abschluss an die Trinkwasser-
versorgung anzuschlieen. Hierbei wird ein zusatzlicher Zahlerschacht benétigt. Die Zuleitung
endet mit einem Rohrbogen als offenes Rohr Giber dem maximalen Wasserspiegel des Behal-
ters (Rohrtrenner).

Somit ist ein Notlberlauf des Behalters an den 6ffentlichen Regenwasserkanal anzuschlieRen.
Der Léschwasserbehélter soll im Einfahrtsbereich zum Gewerbegebiet (Erweiterung) geplant
werden.

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Das festgesetzte Gewerbegebiet erweitert entsprechend dem absehbaren Bedarf das vorhan-
den Gewerbegebiet. Dariiber hinaus sollen Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftsperso-
nen sowie fur Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die im Gewerbegebiet ausnahmsweise zuge-
lassen werden konnen, nicht zuldssig sein, um Einschrdnkungen der gewerblichen Nutzung
z.B. in Bezug auf zuldssige Anlieferzeiten auszuschlieRen.

Vergniugungsstéatten werden ausgeschlossen, um die Flachen entsprechend dem absehbaren
Bedarf fir sonstige gewerbliche Nutzungen freizuhalten.
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9.2

9.3

9.4

9.5

9.6

10
10.1

10.2

10.3

Malf3 der baulichen Nutzung

Die festgesetzte GRZ entspricht der als Obergrenze nach § 17 (1) BauBVO definierten Grund-
flachenzahl und sichert eine angemessene Ausnutzung der Grundstiicksflachen.

Die festgesetzten maximalen Héhen der baulichen Anlagen werden differenziert festgesetzt,
um entsprechend dem betriebsnotwendigen Bedarf grol3ere Hohen fir Silos zuzulassen und
gleichzeitig zur Einbindung in das Landschaftshild die Hohe baulicher Anlagen vertraglich zu
beschranken.

Bauweise, Stellung der baulichen Anlagen

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, die laut Definition gegenuber einer offenen
Bauweise auch gréRere Gebaudeldngen - gerade auch fir die geplanten Produktions- und La-
gergebaude - zuldsst. Der einseitige Grenzanbau ermdglicht die geplante Betriebserweiterung
an der sudlichen Grundstiicksgrenze mit einer direkten Anbindung an vorhandene/geplante Be-
triebsgebaude auf dem Nachbargrundstuck.

Uberbaubare Grundstiicksflachen
Die durch Baugrenzen festgesetzte Uberbaubare Grundstiicksflache ermdéglicht eine bedarfs-
gerechte Anordnung der Gebaude.

Flachen fur Garagen, Stellplatze und Nebenanlagen

Flachen fir Garagen, Stellplatze und Nebenanlagen sind nur innerhalb der Gberbaubaren Fla-
chen zulassig, um ausreichende zusammenhangende unversiegelte Grundstiickflachen fir eine
Begriinung zu erhalten.

Grinordnung

Gegeniber der freien Landschaft im Norden und Westen des Gebiets wird auf den Grund-
stucksflachen eine Eingrinung (Flache zum Anpflanzen von Baumen und Strduchern festge-
setzt, um die gewerbliche Nutzung, besonders die hohen Silos, fernwirksam abzuschirmen.
Der Grunstreifen entlang der IndustriestraRe setzt die Griingestaltung des bestehenden Gewer-
begebiets fort und sichert ein einheitliches Erscheinungsbild des Gesamtgebiets.

Die Pflanzflache darf durch die erforderlichen Grundstiickszufahrten unterbrochen werden. Dar-
Uber hinaus sind hier auch notwendige Léschwasserbehalter, die von der ErschlieBungsstralle
zuganglich sein miussen, und die diese speisenden Retentionseinrichtungen zuléssig.

Ortliche Bauvorschriften

Gestaltung von PKW-Stellplatzen

Durch die Befestigung von PKW-Stellplatzen mit wasserdurchlassige Materialien soll der Anteil
der versiegelten Flachen méglichst gering gehalten werden.

Werbeanlagen und Beleuchtung

Durch den Ausschluss von Anlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht und
Booster (Lichtwerbung am Himmel, Filmwande u.a.) soll eine auch fernwirksame Beeintrachti-
gung ausgeschlossen werden.

Durch die Begrenzung der Hohenlage von Werbeanlagen soll eine fernwirksame Beeintrachti-
gung des Landschaftsbild verhindert werden.

Flihrung von Versorgungsleitungen

Durch die unterirdische Fihrung von Versorgungsleitungen soll ein geordnetes Erscheinungs-
bild des Gewerbegebiets sichergestellt werden.
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Zusammenfassende Erklarung gem. 8 10 (4) BauGB

Gemal § 10 (4) BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklarung beizufigen
tiber die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und
Behdrdenbeteiligung in dem Bebauungsplan berticksichtigt wurden und aus welchen Griinden
der Plan nach Abwagung mit den gepriften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-
maoglichkeiten gewahlt wurde.

1 Planerfordernis

Nérdlich des vorhandenen Gewerbegebiets am 6stlichen Ortsrand von Billigheim-Ingenheim
soll die gewerbliche Nutzung unter anderem zur Sicherung und Erweiterung eines angrenzen-
den produzierenden Gewerbebetriebs erweitert werden. Darlber hinaus zeichnet sich der Be-
darf an einer groR3eren gewerblichen Flache flr einen Betrieb zum Vertrieb von Saatgut und
Dungemitteln ab, der im bestehenden Gewerbegebiet nicht befriedigt werden kann. Das Ge-
lande befindet sich im AuRenbereich. Zur Schaffung des Planungsrechts ist die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans notwendig.

2 Berilicksichtigung der Umweltbelange im Bebauungsplan
Zur Klarung der naturschutzrechtlichen Belange ist ein Umweltbericht mit Eingriffs-Ausgleich-
Bewertung erstellt worden. Auf den Umweltbericht (separate Broschire als Bestandteil dieser
Begriindung) wird verwiesen.

3 Beriicksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung im Be-
bauungsplan
Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3(1) BauGB
Die Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3(1) BauGB fand statt in der Zeit von 14.06.2019 bis
zum 05.07.2019. Die Ergebnisse der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sind nach Ab-
wagung der privaten und 6ffentlichen Belange gegeneinander und untereinander wie folgt im
Bebauungsplan beriicksichtigt worden:

Behorden | TOB | Anregung Abwéagungsvorschlage
Architekten Nach Einsichtnahme des vorlie-
14.06.2019 genden Bebauungsplan-Vorent-

wurfes (Stand: 22.05.2019) und
nach Ricksprache mit der
Grundstlickseigentimerin ~ und
dem zukinftigen Bauherrn der
Fa. AGI — Neuried bitten wir um
folgende Anderungen beim vor-
liegenden Bebauungsplan-Vor-
entwurf: Der im Bebauungsplanvorentwurf
1. Der Bereich fur die im zeichne- | festgesetzte Bereich orientierte sich
rischen Teil des Bebauungsplan- | an der vorliegenden Architektenpla-
Vorentwurfes festgesetzte HbA | nung, die die Siloanlagen in diesem
max = 25,5m soll tber die beiden | Bereich vorsieht.

Grundstiicke (Flur-Nr. 3851/1 +
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3850/1) der Fa. AGI ausgedeht
werden (siehe Anlage).

Zum jetzigen Zeitpunkt kann die
endgiltige Lage der Siloanlage
(Héhe max. 25,0m) noch nicht
exakt festgelegt werden.

Eine Begrenzung der HbA max =
25,5m auf den nordwestlichen
Grundsticksbereich wirde die
baulichen Nutzungsméglichkei-
ten sowie eine spatere funktio-
nale Nutzung stark
einschrénken.

2. In den textlichen Festsetzun-
gen des Bebauungsplan-Vorent-
wurfes wird der Bezugspunkt zur
Ermittlung der zulassigen Héhen
mit der Hinterkante der erschlie-
Renden Stralle gemessen in der
Grundsticksmitte festgelegt.

Bei einen max. Hohenunter-
schied (vorhandenes, natirli-
ches Gelénde, siehe Anlage) von
ca. 2,30m bezogen auf den o.a.
Bezugspunkt ist die Errichtung
einer max. 25,0m hohen Siloan-
lage grofRtenteils nicht mehr
maglich.

Wir bitten um Erhéhung der HbA
max auf 27,5m bezogen auf den
0.a. Bezugspunkt

Nach dem am 05.02.2020 vorgeleg-
ten, Uberarbeiteten Lageplan des Ar-
chitekten sollen die Silos nun maxi-
mal 18-20 m hoch werden. Um auch
andere, weniger exponierte Stand-
orte fur die Silos zu ermdglichen,
sonstige bauliche Anlagen jedoch
weitergehend in der Gebaudehéhe zu
beschranken, sind fiir den Gesamt-
geltungsbereich zwei unterschiedli-
che Festsetzungen getroffen worden,
die jeweils fur Silos und andere bauli-
che Anlagen voneinander abwei-
chende maximal Hohen zulassen.
Eine funktionale Anordnung der Silos
wird somit erleichtert.

Die Gelandehthen lagen bei Erstel-
lung des Bebauungsplanvorentwurfs
noch nicht vor. Eine H6he von 27.50
m entspricht einem 8- bis 9-geschos-
sigen Gebaude. Bereits eine Hohe
von 25,50 m fugt sich nur schwer in
die umgebende Landschaft ein, s.a.
Stellungnahme der Kreisverwaltung
Sudliche Weinstral3e

Abteilung Bauen und Umwelt
Deshalb wird die Anregung zur Anhe-
bung der zulassigen Hohen nicht auf-
gegriffen.

Um eine bessere Einpassung in das
Gelandeprofil zu erreichen und die
Ausschopfung der maximal zulassi-
gen Hohen baulicher Anlagen an un-
terschiedlichen Standorten zu ermdg-
lichen, wird die Festsetzung dahinge-
hend geéndert, dass als Bezugshohe
die Hohe des vorhandenen Gelén-
des, entsprechend der nunmehr vor-
liegenden Hohenaufnahme festge-
setzt wird.

Frihzeitige Behdrdenbeteiligung gem. § 4(1) BauGB
Die frihzeitige Behdrdenbeteiligung gem. § 4(1) BauGB erfolgte in der Zeit vom 14.06.2019 bis
zum 05.07.2019. Die Ergebnisse der friihzeitigen Behordenbeteiligung sind nach Abwégung der
privaten und o6ffentlichen Belange gegeneinander und untereinander wie folgt im Bebauungs-
plan beriuicksichtigt worden:

Behorden | TOB

Anregung

Abwéagungsvorschlage

Direktion Lan-
desarchaologie
18.06.2019

Eine Zustimmung der Direktion
Landesarchéologie ist daher
grundsétzlich an die Ubernahme
folgender Punkte gebunden:

1. Die ausfuhrenden Baufirmen
sind eindringlich auf die Bestim-
mungen des Denkmalschutzge-
setzes (DSchG) vom 23.3.1978
(GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt
geandert durch Gesetz vom
26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301)

Die Hinweise werden tibernommen.
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sowie durch Art. 3 des Gesetzes
vom 03.12.2014 (GVBI. S. 245)
hinzuweisen Danach ist jeder zu-
tage kommende, arch&ologische
Fund unverziglich zu melden,
die Fundstelle soweit als mdglich
unverandert zu lassen und die
Gegenstande sorgféltig gegen
Verlust zu sichern.

2. Sollten wirklich archéologi-
sche Objekte angetroffen wer-
den, so ist der Direktion Lan-
desarchéologie ein angemesse-
ner Zeitraum einzurdumen, da-
mit wir unsere Rettungsgrabun-
gen, in Absprache mit den aus-
fuhrenden Firmen, planmaRig
den Anforderungen der heutigen
archéologischen Forschung ent-
sprechend durchfiihren kénnen.
Im Einzelfall ist mit Bauverzoge-
rungen zu rechnen. Je nach Um-
fang der evtl. notwendigen Gra-
bungen sind von Seiten der Bau-
herren/Bautréger finanzielle Bei-
trage fur die MaRnahmen erfor-
derlich.

Landesbetrieb
Mobilitat
24.06.2019

Von Seiten des Landesbetriebes
Mobilitat Speyer wird nun wie
folgt zu dem o.g. Bebauungsplan
Stellung genommen:

1. Der Verkehr auf der L
493 darf nicht durch Auswirkun-
gen des Gewerbegebietes (z.B.
Blendung, Staub, Dampf etc.)
beeintrachtigt/ gefahrdet werden.
Dies ist dauerhaft mit geeigneten
Mitteln sicherzustellen.

Die Hinweise zum Bebauungsplan
werden entsprechend erganzt.

2. Im nordlichen Gewerbe-
gebiet ist die zulassige Hohe der
baulichen Anlagen mit 25,5 m
angegeben. Wir weisen daher
grundsétzlich darauf hin, dass
Werbeanlagen (Pylon) nach den
Richtlinien zur Werbung an (Bun-
des-)Autobahnen aus stral3en-
verkehrs- und straRenrechtlicher
Sicht (s.a. ARS 32/2001 des
Bundesministers fur Verkehr,
Bau und Wohnungswesen), die
auch fur LandesstralBen anzu-
wenden ist, eine H6he von maxi-
mal 20 m nicht Uberschreiten
darf. Dies ist zu berticksichtigen.

Hinweis wird bericksichtigt. Die Hohe
von Werbepylonen wird in den ortli-
chen Bauvorschriften begrenzt.

3. Obwohl laut Unterlagen
keine Wohnungen vorgesehen
sind und es sich hier um ein Ge-
werbegebiet handelt, weisen wir
vorsorglich darauf hin, dass die
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Ortsgemeinde Billigheim-Ingel-
heim durch entsprechende Fest-
setzungen in der Planurkunde
bzw. in den textlichen Festset-
zungen zum o.g. Bauleitplan den
Erfordernissen des § 1 Abs. 6 Nr.
lund 7iV.m. § 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB zum Schutz vor schadli-
chen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes  sowie  zum
Schutz vor solchen Einwirkun-
gen oder zur Vermeidung bzw.
Minderung solcher Einwirkun-
gen, fur die zu treffenden bauli-
chen und sonstigen technischen
Vorkehrungen im Innen- und Au-
Renwohnbereich in ausreichen-
dem MaRl Rechnung zu tragen
hat.

Die hierzu erforderlichen Nach-
weise sind durch die Tragerin der
Bauleitplanung in eigener Ver-
antwortung zu erbringen. Sie
tragt die Gewahr fur die Richtig-
keit der schalltechnischen Beur-
teilung.

Die erforderlichen Nachweise werden
im Rahmen der schalltechnischen
Untersuchung erbracht, die als An-
lage dem Bebauungsplan beigefiigt
ist.

Die Gemeinde hat mit der Fest-
setzung bzw. Durchfiihrung der
infolge der Bauleitplanung erfor-
derlichen Larmschutzmalnah-
men auch sicherzustellen, dass
der StralBenbaulasttrager bei ei-
nem kinftigen Neubau oder der
wesentlichen Anderung der L
493 nur insoweit Larmschutz-
maflnahmen zu betreiben hat,
als diese uber das hinausgehen,
was die Gemeinde im Zusam-
menhang mit der Bauleitplanung
bereits hatte regeln missen.

Die schalltechnische Untersuchung
kommt zu dem Ergebnis:

Im Tagzeitraum (6.00 bis 22.00 Uhr)
werden bei freier Schallausbreitung
im Plangebiet in 2 m, 5 m und 8 m
Uber Grund Verkehrslarmeinwirkun-
gen von bis zu 51 dB(A) am nordli-
chen Plangebietsrand berechnet. Der
Orientierungswert der DIN 18005 fur
Verkehrslarmeinwirkungen in Gewer-
begebieten von 65 dB(A) am Tag wird
im gesamten Plangebiet deutlich un-
terschritten.

In der Nacht (22.00 bis 6.00 Uhr) ist
mit Verkehrslarmeinwirkungen von
bis zu 42 dB(A) in 2 m, 5mund 8 m
Uber Grund zu rechnen. Der Orientie-
rungswert fur Verkehrslarmeinwir-
kungen in Gewerbegebieten in der
Nacht von 55 dB(A) wird im gesamten
Plangebiet deutlich unterschritten.

4. Sofern externe Aus-
gleichflachen notwendig werden,
bitten wir um Mitteilung von de-
ren Lage, damit unsererseits ge-
pruft werden kann, ob Belange
des Landesbetriebes Mobilitat
Speyer berihrt werden.

Der Landesbetrieb Mobilitat Speyer
erhélt im Rahmen der Beteiligung
nach 8§ 4 Abs.2 BauGB Kenntnis tiber
die externen Ausgleichsflachen.

Pfalzwerke
AG
03.07.2019

Netz

Allerdings ist es planerisch vor-
gesehen die Freileitung im Plan-
gebiet teilweise abzubauen und
teil zu verkabeln. In diesem Zu-
sammenhang weisen wir darauf-
hin, dass diesbeziglich mit

Es wird davon ausgegangen, dass
die Freileitung entsprechend der Ab-
sprache im Bereich des Bebauungs-
plans verlegt wird, da anderenfalls die
Bebaubarkeit der Grundstiicke zu
stark eingeschrénkt wirde.
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Schreiben vom 11.05.2018 sei-
tens unserer Abteilung KS -
Netzvertrieb ein Angebot an die
Gemeinde unterbreitet wurde.
Allerdings wurde hierzu bis dato
noch keine endgultige Entschei-
dung getroffen bzw. eine ab-
schlieBende Verstandigung, im
Sinne einer Angebotsannahme,
erzielt.

Anregungen:

Die 0. a. Versorgungseinrichtun-
gen bedurfen der zeichnerischen
und textlichen Beriicksichtigung
im o. a. Bebauungsplan.
Zeichnerische Beriicksichtigung
Zu der Versorgungseinrichtung
Ifd. Nr. 1:

. solange die o. a. 20-kV-
Freileitung im Plangebiet nicht
zuriick gebaut und verkabelt ist,
regen wir zur zeichnerischen Be-
ricksichtigung dieser Versor-
gungseinrichtung an, dass in der

Die vorhandene Freileitung wird
nachrichtlich in den Plan Ubernom-
men.

Planzeichnung ausgewiesen
werden.
. zur besseren Lesbarkeit, | Die Fihrung der Versorgungslei-

die komplette Fuhrung der Ver-
sorgungsleitung, auch auf3erhalb
des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes (Planzeichen
Pkt. 8. Planzeichenverordnung,
Hauptversorgungsleitungen
oberirdisch).

tung wird nachrichtlich in die Plan-
zeichnung tlbernommen.

. der zugehdrige Schutz-
streifen mit einer Gesamtbreite
von insgesamt 20 m, Eintragung
der MaRangabe 10 m jeweils
beidseitig der Fuhrung der Frei-
leitung. Innerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes
weiterhin  den  Schutzstreifen
Uber die Eintragung einer mit ei-
nem ,Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht" zu Gunsten des Betreibers
zu belastenden Flache.

Der Schutzstreifen und das Lei-
tungsrecht werden in den Plan tber-
nommen. Innerhalb des Schutzstrei-
fens kann die festgesetzte bauliche
Nutzung erst nach Durchfihrung des
Abbaus der Freileitung realisiert wer-
den.

. Weiterhin ist es erforder-
lich den, der Versorgungseinrich-
tungen Ifd. Nr. 1 zugehdrigen
Standort des Stromversorgungs-
mastes Mast Nr. 402686 zeich-
nerisch festzusetzen. Fir die
zeichnerische Ausweisung von
Stromversorgungsmasten emp-
fehlen wir die Verwendung des
kreisférmigen Planzeichens
Zweckbestimmung  Elektrizitat"

Der Stromversorgungsmast wird in
den Plan Ubernommen, gegebenen-
falls als ,entfallend”, wenn vor Ent-
wurfsbeschluss eine entsprechende
Vereinbarung getroffen wird.
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des Punkt 7 der Planzeichenver-
ordnung.

. Zusatzlich ist es erfor-
derlich, um diesen Mast einen
Freihaltebereich, in Kreisform mit
einem Radius von 8 m um des-
sen Mastmittelpunkt (gern. Plan-
zeichen 15.8 der Anlage der
Planzeichenverordnung, Um-
grenzung der Flachen, die von
einer Bebauung freizuhalten
sind) zeichnerisch festzusetzen.

Der Freihaltebereich wird in den
Plan ibernommen.

Innerhalb des Freihaltebereichs kann
die festgesetzte bauliche Nutzung
erst nach Durchfiihrung des Abbaus
der Freileitung realisiert werden.

Zu den Versorgungseinrichtun-
gen Ifd. Nr. 2:

Zur Berucksichtigung unserer
Versorgungsleitung d.h. informa-
torische Ubernahme auf 6ffentli-
chen und nicht 6ffentlichen Fl&-
chen regen wir an, dass die Fih-
rung dieser Versorgungsleitung
(89 Abs. 1 Nr. 13 BauGB}, Kenn-
zeichnung der Linienfihrungen
mit ,S" (Strom) zeichnerisch aus-
gewiesen wird.

Die Fuhrung der Versorgungsleitung
wird nachrichtlich in die Planzeich-
nung tibernommen.

Des Weiteren wird es zur zeich-
nerischen Berucksichtigung der
Versorgungseinrichtung Ifd. Nr. 2
erforderlich, dass in der Plan-
zeichnung im raumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungspla-
nes festgesetzt werden:

* Eine mit einem ,Geh-, Fahr-
und Leitungsrecht" zu Gunsten
des Betreibers zu belastende
Flache mit der Breite von insge-
samt 1,00 m jeweils beidseitig
der Leitung= 0,50 m) Uber der
Fuhrung der Starkstromkabellei-
tung.

Es wird eine mit einem ,Geh-, Fahr-
und Leitungsrecht" zu Gunsten des
Betreibers zu belastende Flache mit
der Breite von insgesamt 1,00 m je-
weils beidseitig der Leitung = 0,50 m
in der Planzeichnung eingetragen.

Einschrankung: In o6ffentlichen
Verkehrsflachen entfallt das Er-
fordernis fir diese Festsetzung.
. Erganzung der unterirdi-
schen Hauptversorgungsleitung
Strom in der Legende

Die Fuhrung der Versorgungsleitung
wird nachrichtlich in die Planzeich-
nung tbernommen.

Bei Bedarf kdnnen wir zu dieser
Versorgungseinrichtung digitale
Daten zur Verfugung stellen.
Hierzu wollen Sie sich bitte mit
unserer nachstehend genannten
Organisationseinheit in Verbin-
dung setzen.

Die digitalen Daten wurden angefor-
dert und eingefigt.

Zu der Versorgungseinrichtung
Ifd. Nr. 1:

2. MaR der baulichen Nutzung (8
9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
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Restriktion aufgrund bestehen-
der 20-kV-Freileitung:

Im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes verlauft eine beste-
hende 20-kV- Freileitung der
Pfalzwerke Netz AG, die in der
Planzeichnung ausgewiesen ist.
Es ist vorgesehen, dass die Frei-
leitung abgebaut wird. Innerhalb
des Schutzstreifens dieser Frei-
leitung kann die festgesetzte
bauliche Nutzung erst nach
Durchfihrung des Abbaus der
Freileitung realisiert werden.

Eine entsprechende Festsetzung
wird Ubernommen.

Zu den Versorgungseinrichtun-
gen Ifd. Nr. 1 + 2:

XX. Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechte(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 i.
V. m. Nr. 21 BauGB)

Fur die innerhalb des raumlichen
Geltungsbereichs bestehenden
20-kV-Stark- Stromfrei- und -ka-
belleitungen werden zugunsten
der Pfalzwerke Netz AG Geh-,
Fahr- und Leitungsrechte festge-
setzt. Die im Bebauungsplan je-
weils dargestellte Fiihrung kann
Abweichungen gegentber dem
tatsachlichen Bestand aufwei-
sen. Die tatsachliche Lage und
somit auch die Leitungsrechte er-
geben sich allein aus der Ortlich-
keit.

Eine entsprechende Festsetzung
wird bernommen.

Es ist vorgesehen, die zum Zeit-
punkt der Erstellung des Bebau-
ungsplanes in dessen Geltungs-
bereich  bestehende  20-kV-
Starkstromfreileitung  teilweise
abzubauen. Die im Bereich die-
ser Starkstromfreileitung festge-
setzte bauliche Nutzung kann
erst nach Durchfihrung des Ab-
baus der Starkstromfreileitung
realisiert werden.

Eine entsprechende Festsetzung
wird bernommen.

Die Herstellung von baulichen
Anlagen, Nebenanlagen, Gara-
gen, Stellplatzen innerhalb des
ausgewiesenen Schutzstreifens
der  20-kV-Starkstromkabellei-
tung ist nicht zuléssig.

Eine entsprechende Festsetzung
wird bernommen.

Wie im Vorfeld konstatiert, wurde
bereits mit Schreiben vom
11.05.2018, seitens unserer Ab-
teilung KS - Netzvertrieb hierzu
ein Angebot unterbreitet. Gege-
benenfalls bedarf es einer Aktua-
lisierung dieses Angebotes,
hierzu hat sich der Vorhabentra-
ger mit nachstehender Stelle in

Der Vorhabentrager wird sich mit der
Pfalzwerke Netz AG in Verbindung
setzen.
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unserem Unternehmen in Ver-
bindung setzen

Kreisverwaltung

Sidliche  Wein-
stralRe
Abteilung Bauen
und Umwelt
03.07.19

Aus der Sicht der betroffenen
Verwaltungseinheiten  werden
folgende Anregungen vorgetra-

gen:
Brandschutz
1. Gem. 8 15 Abs. 1 der

Landesbauordnung fiir Rhein-
land-Pfalz mussen bauliche An-
lagen so angeordnet und be-
schaffen sein, dass nach Aus-
bruch eines Brandes die Rettung
von Menschen und Tieren und
wirksame Loscharbeiten méglich
sind.

Die Bestimmungen der Landesbau-
ordnung gelten unabhéangig vom Be-
bauungsplan.

2. Die Kurvenfihrung der
Stral3en ist jeweils so zu gestal-
ten, dass Feuerwehrfahrzeuge
jederzeit unschwer an die Grund-
stiicke herangefahren werden
kénnen. Die Kurven sind ent-
sprechend Anlage E zur Liste der
Technischen Baubestimmungen,;
Ministerialblatt vom 15. August
2000, S. 234 Richtlinie Uber Fla-
chen fur die Feuerwehr Fassung
Juli 1998 Rheinland-Pfalz auszu-
fuhren.

Die Erschlielung erfolgt Uber die be-
stehende IndustriestraRe. Da uber
diese StralRe bereits ein Gewerbege-
biet erschlossen wird, wird davon
ausgegangen, dass die notwendigen
Kurvenradien berticksichtigt sind.

3. Fur die Brandbekamp-
fung muss der Feuerwehr eine
ausreichende Menge Léschwas-
ser zur Verfigung stehen. Die
Ermittlung des Léschwasserbe-
darfes richtet sich nach dem Ar-
beitsblatt W 405 - Bereitstellung
von Ldschwasser durch die 6f-
fentliche Trinkwasser-versor-
gung - des DVGW-Regelwerkes
(DVGW = Deutscher Verein des
Gas und Wasser-faches e. V.).

Eine ausreichende Menge Ld&sch-
wasser soll durch den Bau eines
Léschwasserbehélters sichergestellt
werden:

Laut DVGW Arbeitsblatt W 405 sind
96 m3/h, Uber eine Zeitdauer von zwei
Stunden, bereitzustellen. Dabei darf
der Druck an keiner Stelle im Netz un-
ter 1,5 bar sinken. Bei Messungen
konnten unter diesen Voraussetzun-
gen jedoch nur 56 m3/h entnommen
werden.

Somit wird ein zusétzliches Ldsch-
wasservolumen von 40 m3/h bezie-
hungsweise 80 m3 Behaltervolumen
bendtigt. Dies ist auf dem Grundstiick
vorzuhalten.

Der Loschwasserbehalter kann direkt
an das geplante RRB beziehungs-
weise die Ruckhalteflachen ange-
schlossen werden und somit mit Nie-
derschlagswasser geflillt werden. Zu-
sétzlich ist fur die Befillung in nieder-
schlagsarmen Zeiten des Jahres ein
Abschluss an die Trinkwasserversor-
gung anzuschlieBen. Hierbei wird ein
zusatzlicher Zahlerschacht benétigt.
Die Zuleitung endet mit einem Rohr-
bogen als offenes Rohr iber dem ma-
ximalen Wasserspiegel des Behal-
ters (Rohrtrenner).
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Somit ist ein Notlberlauf des Behal-
ters an den offentlichen Regenwas-
serkanal anzuschliel3en. Der Ldsch-
wasserbehalter soll im Einfahrtsbe-
reich zum Gewerbegebiet (Erweite-
rung) geplant werden.

4, Die Hydranten fur die
Entnahme von Léschwasser sind
so anzuordnen, dass sie jeder-
zeit fUr die Feuerwehr zuganglich
sind. Der Abstand zwischen den
Hydranten darf nicht mehr als
150 m betragen. Uberflurhydran-
ten (DIN EN 14384) ist der Vor-
zug zu geben. Die Lage von Un-
terflurhydranten ist durch Hin-
weisschilder gem. DIN 4066
deutlich sichtbar und dauerhaft
zu kennzeichnen.

Dieser muss von der offentlichen
Hand — hier insbesondere Verbands-
gemeindewerke und Feuerwehr -
Uber offentliche Flachen zuganglich
sein.

Der Bau des Ldschwasserbehalters
wird gesondert vertraglich gesichert.

Bauaufsicht

Die Anordnung der Silos, fir die
die fast doppelte Wandhohe zu-
lassig ist, sollte nicht am Rand
des Gebietes festgesetzt wer-
den, um einen einigermal3en har-
monischen Ubergang in die
Landschaft zu erméglichen.

Die Lage der Silos ergibt sich nach
dem vorliegenden Konzept, aus den
notwendigen betrieblichen Ablaufen,
dem Grundstiickszuschnitt und den
Wendekreisen der Transportfahr-
zeuge. Der Ubergang zur Landschaft
soll durch eine entsprechende Begri-
nung (Pflanzgebot) sichergestellt
werden. Auch zur besseren Anpas-
sung in das Landschaftshild wurde
die maximal zulassige Hohe der Silos
auf-20 m reduziert.

Naturschutz

1. Fehlende Unterlagen und Un-
tersuchungen

Folgende Unterlagen sind im
weiteren Verfahren zu erstellen
und vorzulegen:

. Fachbeitrag Naturschutz
mit Darstellung des Kompensati-
onsbedarfs

. Weitergehende  arten-
schutzrechtliche Untersuchung
beziglich der Tierarten GrolR3er
Feuerfalter und Zauneidechse
(Empfehlung der artenschutz-
rechtlichen Untersuchung, S. 18)

Die Unterlagen und Untersuchungen
zum Naturschutz werden bis zur Ent-
wurfsfassung vorgelegt und entspre-
chende Festsetzungen in den Bebau-
ungsplan Gbernommen.

2. Hochspannungsleitung

Uber das Gebiet fiihrt eine Hoch-
spannungsleitung. Dies muss bei
der Planung entsprechend be-
rucksichtigt werden.

Die Hochspannungsleitung wird ent-
sprechend der Abstimmung mit der
Pfalzwerke Netz AG berlcksichtigt.
(s.a. Stellungnahme der Pfalzwerke
Netz AG)

3. Textfestsetzung 3

Die Festsetzung ist unbestimmt.
Es muss definiert werden, an
welche Grenze, wie lang ange-
baut werden darf.

Der einseitige Grenzanbau ermog-
licht die geplante Betriebserweite-
rung an der stdlichen Grundstiicks-
grenze mit einer direkten Anbindung
an vorhandene/geplante Betriebsge-
baude auf dem Nachbargrundstick.

Es kann nur dort an eine Grund-
stlicksgrenze angebaut werden, wo
dies nicht durch die Abgrenzung der
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Uberbaubaren Grundstiicksflachen,
die im zeichnerischen Teil durch Bau-
grenzen festgesetzt sind, ausge-
schlossen wird.

Zur weiteren Klarstellung wird die
Festsetzung unter B2 wie folgt formu-
liert:

In der abweichenden Bauweise sind
Gebaudelangen > 50 m zulassig. Es
darf an eine seitliche Grundstlick-
grenze herangebaut werden.

Fachbereich 3,
Planen, Bauen
und Umwelt
24.06.2019

im Rahmen der friihzeitigen Of-
fentlichkeits- und Behdrdenbetei-
ligung hat uns unser Werkleiter
Herr Sauerhdfer heute darauf
hingewiesen, dass nach ersten
Berechnungen eine L&schwas-
serversorgung Uber das o6ffentli-
che Netz nicht gesichert ist. Auf
diese Problematik wurde bereits
von Herrn Sauerhéfer in unse-
rem gemeinsamen Gespréach mit
der Fa. Kalnik (Herrn Goldam-
mer) und der Fa. AGI (Herr Fendt
und Herr Fritsch) hingewiesen.
Eine entsprechende Stellung-
nahme der VG Werke erhalten
wir noch.

Nach Ricksprache mit der Kreis-
verwaltung SUW, Herrn Klesy,
koénnen wir dieses Problem nicht
Uber Festsetzungen im Bebau-
ungsplan (8 9 BauGB ist ab-
schlieBend) regeln. Ich schlage
deshalb vor, dass wir mit den be-
teiligten Firmen ein gemeinsa-
mes Gesprach fiuhren, um Lo6-
sungsmaoglichkeiten auszuloten.

Eine ausreichende Menge Ldsch-
wasser soll durch den Bau eines
Léschwasserbehélters sichergestellt
werden. Hierzu fand zwischenzeitlich
ein Abstimmungsgespréach statt und
es wurde eine entsprechende Pla-
nung ausgearbeitet. s.a. Abwégung
der Stellungnahme der Kreisverwal-
tung Sudliche Weinstral3e Abteilung
Bauen und Umwelt, 03.07.19. Der
Bau des Losch-wasserbehélters wird
gesondert vertraglich gesichert.

Regionalstelle
Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft,
Bodenschutz
03.07.19

Die konsequente Verfolgung der
Zielvorgabe ,Erhalt des lokalen
Wasserhaushalts* bedeutet fur
Entwéasserungskonzepte vor al-
lem den mdoglichst weitgehenden
Erhalt von Vegetation (Verduns-
tung) und Flachendurchlassig-
keit (Verdunstung, Versickerung,
Grundwasserneubildung). Damit
kann der oberflachige Abfluss
gegenuber ableitungsbetonten
Entwésserungskonzepten (deut-
lich) reduziert und an den unbe-
bauten Zustand angenahert wer-
den.

Auf die Leitlinien zur Integralen
Siedlungsentwasserung (Erhalt
lokaler Wasserhaushalt: Nieder-
schlag — Verdunstung — Infilt-ra-
tion — Abfluss) nach DWA-A 100
(12/2006) wird hingewiesen.

Es wird zur Kenntnis genommen,
dass zum Erhalt des lokalen Wasser-
haushalts vor allem der mdoglichst
weitgehende Erhalt von Vegetation
(Verdunstung) und Flachendurchlas-
sigkeit (Verdunstung, Versickerung,
Grundwasserneubildung) anzustre-
ben ist.

Da eine Versickerung entsprechend
den Ergebnissen der Baugrundunter-
suchung nicht mdglich ist, muss das
Niederschlagswasser auf den Bau-
grundstiicken zuriickgehalten wer-
den.

Der gedrosselte Abfluss aus der
Ruckhaltung wird entsprechend der
Studie zu Regenwasser, Schmutz-
wasser und Léschwasser des Buros
Team Bau mit 10 | / (s x ha) ange-
setzt.
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Die Verdunstung (Evapotranspi-
ration bzw. Sublimation) ist hier-
bei zur neuen, zentralen Kompo-
nente geworden um den naturli-
chen Wasserkreislauf maglichst
vollstandig wiederherzustellen.

Hierfur wurde fur ein 20-jahriges Re-
genereignis ein bendtigtes Ge-
samtstauvolumen von 506 m3 be-
rechnet.

Im Bebauungsplan werden entspre-
chende Festsetzungen getroffen.

Es wird angeraten die Mdglich-
keit zur Errichtung von Grinda-
chern, etc. zu tGberprifen.

Die Mdoglichkeit der Errichtung von
Grindéachern wurde gepruft,
aufgrund der geplanten Nutzung in-
nerhalb der Gebaude (Nahrungsmit-
telproduktion) jedoch nicht weiterver-
folgt.

Starkregen / Hochwasserschutz:
Unter Berlcksichtigung der Lage
des Bebauungsplangebietes und
den Ortlichen  Verhéltnissen
weise ich darauf hin, dass bei
Regenereignissen grolerer In-
tensitat oder Dauer, bei Regen
auf gefrorenem Untergrund, bei
Schneeschmelze es zu einer
Uberlastung im Regenwasserbe-
wirtschaftungssystem kommen
kann.

Die Sicherstellung des Hochwas-
serschutzes ist Aufgabe der Ver-
bandsgemeinde  Landau-Land
und unabhéngig von erteilten
Wasserrechten fir die Einleitung
von Abwasser zu beachten.

Es wird zur Kenntnis genommen,
dass es unter Bericksichtigung der
Lage des Bebauungsplangebietes
und der drtlichen Verhaltnisse bei Re-
genereignissen grol3erer Intensitat o-
der Dauer, bei Regen auf gefrorenem
Untergrund und bei Schneeschmelze
zu einer Uberlastung im Regenwas-
serbewirtschaftungssystem kommen
kann.

Die Hinweise zum Bebauungsplan
werden entsprechend erganzt.

Es wird in diesem Zusammen-
hang auf das im November 2016
erschienene DWA-Merkblatt M
119 ,Risikomanagement in der
kommunalen  Uberflutungsvor-
sorge fur Entwasserungssys-
teme bei Starkregen“ Bezug ge-
nommen.

Das Land Rheinland-Pfalz ist da-
bei, Hochwasser- und Starkre-
gen-Infopakete fur die Kommu-
nen zu erstellen. Die Daten kon-
nen beim Landesamt fir Umwelt
angefordert werden und sollten
bei der Flachennutzungs- und
Bauleitplanung berucksichtigt
werden.

Eine nahere Betrachtung wird
zwingend angeraten.

Im dargestellten Geltungsbereich be-
finden sich keine Gewasser. Ein fest-
gesetztes oder geplantes Uber-
schwemmungsgebiet ist nicht betrof-
fen. Fir das Gebiet wurde ein Regen-
ruckhaltungskonzept ausgearbeitet.
Das Merkblatt und Infopakete wen-
den sich vorrangig an die Kommu-
nen. Eine Datenabfrage wurde durch
die Verbandsgemeinde Landau-
Land, Fachbereich 3 im November
2019 an die fir die Bearbeitung zu-
standige Ingenieursgesellschaft
ProAqua gestellt und wird dort bear-
beitet. Ergebnisse, die im Bebau-
ungsplan zu bericksichtigen sind, lie-
gen bisher nicht vor.

Grundwasser

MalRnahmen, bei denen auf-
grund der Tiefe des Eingriffes in
den Untergrund mit Grundwas-
serfreilegungen (Temporare
Grundwasserhaltung) gerechnet
werden muss, bedirfen gem. § 8
ff Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) der Erlaubnis, welche
rechtzeitig vor Beginn der Mal3-
nahme bei der Unteren Wasser-
behérde zu beantragen ist.

Es erfolgt ein entsprechender Hin-
weis im Bebauungsplan.
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Abfallwirtschaft/Bodenschutz
Altablagerungen

Nach Durchsicht der uns vorlie-
genden Unterlagen sind z. Zt. im
Plangebiet keine Altablagerun-
gen, Altstandorte, schadliche Bo-
denveranderungen oder Ver-
dachtsflachen bekannt. Sollten
sich bei lhnen spater aber Hin-
weise auf abgelagerte Abfélle
(Altablagerungen), stillgelegte
Anlagen, bei denen mit umwelt-
gefahrdenden Stoffen umgegan-
gen wurde (Altstandorte) oder
gefahrverdachtige Beeintrachti-
gungen der Bodenfunktionen wie
z.B. Schadstoffverunreinigungen
(Verdachtsflachen), Bodenver-
dichtungen oder -erosionen
(schadliche Bodenveranderun-
gen) ergeben, so ist umgehend
die Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion Sid - Regional-
stelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz Neu-
stadt zu informieren und das wei-
tere Vorgehen abzustimmen.

Es wird zur Kenntnis genommen,
dass z. Zt. im Plangebiet keine Altab-
lagerungen, Altstandorte, schéadliche
Bodenveranderungen oder Ver-
dachtsflachen bekannt sind.

Es erfolgt ein entsprechender Hin-
weis im Bebauungsplan.

Ich weise jedoch darauf hin, dass
sich 0ostlich des Plangebietes
eine Bodenschutzrelevante Fla-
che (Grundstiick Pl. Nr. 3838/2)
befindet. Hierbei handelt es sich
um die Verdachtsflache ,Ehema-
liges Raiffeisenlager, Industrie-
stral3e 13 mit der Registriernum-
mer 337 05 007 — 0001 / 000 00“.
Im weiteren Verfahren ist diese
Flache naher zu betrachten.

Die Flache befindet sich nicht im
Plangebiet und ist durch die Industrie-
stral3e von diesem getrennt. Eine un-
mittelbare Betroffenheit, die eine na-
here Betrachtung bedingt, ist nicht zu
erkennen.

Struktur- und Ge-
nehmigungsdirek-
tion Sid, Regio-
nalstelle Gewer-
beaufsicht
27.06.2019

Grundsatzlich ist eine enge
raumliche Nahe zwischen Ge-
werbegebiet und Wohnbebau-
ung mit immissionsschutzrechtli-
cher Problematik behaftet.

Um zukinftige Konflikte zu vermei-
den, werden betriebsbezogene Woh-
nungen im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Erweiterung Gewerbe-
gebiet ausgeschlossen. Die bereits
vorhandene Wohnnutzung im Umfeld
wird durch die Festsetzung von Larm-
kontingenten beriicksichtigt.

Landwirtschafts-
kammer  Rhein-
land-Pfalz,
24.06.2019

Bei PflanzmalRnahmen und Ein-
friedungen sind die Abstande
nachdem Landesnachbarrecht
Rheinland-Pfalz zu beriicksichti-
gen.

Die Abstande des Landesnachbar-
rechts gelten unabhangig vom Be-
bauungsplan. Die Abstédnde zu Wirt-
schaftswegen kénnen innerhalb der
festgesetzten Flachen mit Pflanzge-
boten eingehalten werden. Es erfolgt
eine Hinweis auf das Landesnachbar-
recht.

Eine abschlieBende Stellung-
nahme kann nicht abgegeben
werden, da Aussagen zum Ar-
tenschutz und zur naturschutz-
fachlichen Kompensation fehlen.

Umweltbericht / GOP (separater Be-
standteil der Begriindung)

Artenschutzrechtliche  Voruntersu-
chung und Spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchungen wurden
zwischenzeitlich ausgearbeitet und
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Wir verweisen in diesem Zusam-
menhang auf die Regelungen
des 8 15 Abs.3 BNatSchG und §
7 des LNatSchG.

im Bebauungsplanentwurf berick-
sichtigt. Der Bebauungsplanentwurf
und alle beigefigten Gutachten wer-
den im Rahmen der Offenlage nach §
4 Abs. 2 BauGB der Landwirtschafts-
kammer vorgelegt.

Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3(2) BauGB
Die Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3(2) BauGB fand statt in der Zeit von 19.06.2020 bis
20.07.2020. Im Rahmen dieser Beteiligung sind keine Stellungnahmen eingegangen

Behorden | TOB

Anregung

Abwagungsvorschléage

RWS (Raiffei-
sen)
14.07.2020

In dem geplanten Gewerbege-
biet sollen die mdglichen Emissi-
onen zwar begrenzt werden.
Trotzdem sind aber Emissionen
zuléssig, die zu einer deutlichen
Erh6hung des L&rmniveaus in
der Nachbarschaft und damit
auch auf unserem Grundstiick
fuhren werden. Die Richtwerte
wuirden gerade so unterschritten.
Mogliche Anderungen oder Er-
weiterungen der bisherigen be-
trieblichen Nutzung dirften hier-
durch jedoch ausgeschlossen
sein. Anderungen oder Erweite-
rungen, die weiteren Larm verur-
sachen wirden, waren unzulas-

sig.

Durch die vorgeschlagene Kontin-
gentierungsfestsetzung werden die
Gewerbeldarmemissionen der geplan-
ten Gewerbegebiete so begrenzt,
dass die zuldssigen Gewerbe-
larmeinwirkungen durch die geplan-
ten Gewerbegebiete an den mal3geb-
lichen Immissionsorten dstlich der In-
dustriestraRe die Immissionsricht-
werte der TA Larm fir Gewerbege-
biete von 65dB(A) am Tag und
50dB(A) in der Nacht um mindestens
6dB(A) unterschreiten. Die an den
mafgeblichen Immissionsorten 6st-
lich der Industriestrale gemal Kon-
tingentierungsfestsetzung zulassigen
Gewerbelarmeinwirkungen sind da-
mit als nicht relevant im Sinne der TA
Larm zu beurteilen. Durch die im Be-
bauungsplan festgesetzten Gewer-
begebiete werden die Entwicklungs-
moglichkeiten fir die gewerbliche
Nutzung des Grundstiicks Industrie-
strafe 13 (Flst. 3838/3 und 3838/4)
unter  Schallschutzgesichtspunkten
nicht eingeschrénkt.

SchlieBlich ist mit Staub durch
den neuen Betrieb zu rechnen.
SchutzmalRnahmen sind nicht er-
sichtlich. Fir parkende Autos
auch auf unserem Gewerbe-
grundstiick ist ebenso zu rech-
nen wie mit nachteiligen Folgen
fur die gewerbliche Nutzung. Es
sollten daher Schutzmafinah-
men vorgesehen werden.

Es besteht ein entsprechender Hin-
weis im Bebauungsplan. ,Der Ver-
kehr auf der L 493 darf nicht durch
Auswirkungen des Gewerbegebietes
(z.B. Blendung, Staub, Dampf etc.)
beeintrachtigt/ gefahrdet werden.
Dies ist dauerhaft mit geeigneten Mit-
teln sicherzustellen*

Der Hinweis wird entsprechend er-
ganzt.

Es gibt keine planungsrechtliche
Grundlage fir eine entsprechende
Festsetzung im Bebauungsplan. Es
gelten die einschlagigen Vorschriften
und Regelungen.
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Behdrdenbeteiligung gem. § 4(2) BauGB
Die Beteiligung der Behdrden und Trager offentlicher Belange gem. § 4(2) BauGB fand statt in
der Zeit vom 19.06.2020 bis zum 20.07.2020. Die Ergebnisse der Behérdenbeteiligung sind
nach Abwagung der privaten und offentlichen Belange gegeneinander und untereinander wie
folgt im Bebauungsplan bertcksichtigt worden:

Behorden | TOB

Anregung

Abwagungsvorschléage

Kreisverwaltung
sidliche
Weinstrasse
23.07.2020

Brandschutz

Der Ldschwasserbedarf fur den
Grundschutz richtet sich entspre-
chend dem DVGW Regelwerk
405 nach der baulichen Nutzung
und der Gefahr der Brandaus-
breitung. Fur die Gefahr der
Brandausbreitung ist die mogli-
che Bauart mal3gebend. Somit
ergibt sich bei einer mittleren
Brandausbreitungsgefahr ein
Loschwasserbedarf von 192
m3/h. Das Loschwasser ist fir
eine Léschzeit von 2 Stunden zur
Verfigung zu stellen. Dies be-
deutet, wenn der Léschwasser-
bedarf nicht aus dem 6ffentlichen
Netz sichergestellt werden kann,
mussen unterirdische Loschwas-
serbehdlter nach DIN 14230 mit
einem Fassungsvermdgen von
insgesamt mindestens 384 ms3
hergestellt werden. Kann das
Loschwasser nur teilweise aus
dem offentlichen Netz sicherge-
stellt werden, verringert sich das
erforderliche  Fassungsvermo-
gen der Loschwasserbehalter
entsprechend.

Der insgesamt erforderliche
Loschwasserbedarf ist in einem
Umkreis (Radius) von insgesamt
300 m nachzuweisen.

Diese Regelung gilt nicht Gber
unuberwindbare Hindernisse
hinweg.

Kenntnisnahme:

Fur die Festsetzung der Verpflichtung
zum Bau und Betrieb einer Losch-
wasserbevorratung fehlt eine Rechts-
grundlage. In die Hinweise zum Be-
bauungsplan wird daher aufgenom-
men, dass im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens die jeweils
vom Bauherrn sicherzustellende und
vorzuhaltende Ldschwassermenge
zu ermitteln und nachzuweisen ist.
Vor Rechtskraft des Bebauungspla-
nes haben sich die Eigentimer der
Baugrundstiicke gegenlber der Ver-
bandsgemeinde Landau-Land als
Trager des Brandschutzes zum Bau
und Betrieb der notwendigen Ldsch-
wasserbevorratung auf ihre Kosten
zu verpflichten. Hierzu ist folgenden
anzumerken:

.Die Eigentimer haben signalisiert,
dass sie der Vereinbarung mit den
VG-Werken Landau-Land zur Verle-
gung einer Wasserleitung, Uber die
ein Loschwasserbedarf von 96 m3/h
sichergestellt werden soll, zustimmen
und sich an den Kosten der MalR-
nahme beteiligen werden. In der Ver-
einbarung wird weiterhin geregelt,
dass ein Léschwasserbedarf, der auf-
grund eines konkreten Bauvorhabens
Uber den besagten 96 ms3/h liegt,
durch den Bau und Betrieb von
Loschwasserbehéltern auf Kosten
des Bauherrn/Eigentimers abge-
deckt werden soll“.

Diese Verpflichtung ist durch eine be-
schrankte personliche Dienstbarkeit
im Grundbuch dinglich zu sichern.

Untere Naturschutzbehérde

Die externe Ausgleichsflache
Teilflache des Grundstiickes Fl.
Nr. 6581 ist in den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes zu
Ubernehmen.

Eine Zuordnungsfestsetzung gem. §
9 Abs. 1a BauGB fur die externe Aus-
gleichsflache und -malRnahmen war
in den textlichen Festsetzungen zur
Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB
bereits enthalten. Die Planzeichnung
des Eingriffsbebauungsplans wird um
die externe Ausgleichsflache als
sonstiger Geltungsbereich erganzt.

Raumordnung und Bauleitpla-
nung:

Die Bauplanungsrechtliche Fest-
setzung 3 (Anregung 3) ist je-
doch noch immer unbestimmt.

Die Festsetzung wird redaktionell an-
gepasst:

»ES wird eine abweichende (a) Bau-
weise festgesetzt. In der abweichen-
den Bauweise sind Gebaudelangen >
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Wenn, wie in der Synopse aus-
gefuihrt, aufgrund der Baugren-
zen nur an einen Teil der sudli-
chen Grundstiicksgrenze ange-
baut werden kann, dann muss
das auch konkret festgesetzt
werden.  Grundstlicksgrenzen
sind keine rechtskréaftigen Be-
standteile eines Bebauungspla-
nes. Sie kdnnen sich durch Tei-
lung und Verschmelzung &ndern.

50 m zuldssig. Es darf an die sudliche
Grundstiicksgrenze zum  Flurstiick
Nr. 3842/2 herangebaut werden, so-
weit keine Leitungsgerechte entge-
genstehen. Ansonsten gelten die
Vorschriften Uber die offene Bau-
weise."

Zu den neuen Inhalten des vor-
gelegten Entwurfes werden fol-
gende Anregungen vorgetragen:
1. Bauplanungsrechtliche Fest-
setzung 7

Die genannten Rechtsgrundla-
gen in der Uberschrift ermé&chti-
gen nicht zu den darunter ge-
troffenen Festsetzungen. Nach §
9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB kdnnen
u.a. Flachen fir die Abwasserbe-
seitigung einschlie3lich Ruckhal-
tung und Versickerung von Nie-
derschlagswasser  festgesetzt
werden. Der Text beinhaltet aller-
dings ausschlielich Maflnah-
men. Nr. 20 betrifft Ausgleichsfla-
chen. § 2 Abs. 2 LWG beinhaltet
die Definition von kunstlichen
Gewassern.

Ggf. kdme eine Regelung nach §
58 LWG in Frage.

Die Festsetzung wird herausgenom-
men und in die Hinweise aufgenom-
men.

2. Plandarstellung und Legende
Bei dem Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht muss erganzt wer-
den, zu wessen Gunsten dies
festgesetzt wird.

Gegenstand der auf Grundlage von §
9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB getroffenen
textliche Festsetzung Nr. 12 ist, dass
das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zugunsten der Pfalzwerke Netz AG
eingerichtete wird. Redaktionell wird
der Beglnstigte in der Planzeichnung
und die Rechtsgrundlage ergénzt.

3. Titel des Planes

Um in der Chronologie im Sinne
einer fortlaufenden Nummerie-
rung auch mdoglicher kinftiger
Anderungen zu bleiben, wird vor-
geschlagen, den Plan ,5.Ande-
rung (Erweiterung)“ zu nennen.

Der Anregung wird entsprochen und
der Titel angepasst.

BUND
Kreisgruppe
Sudpfalz
20.07.2020

In der Bauvorschrift muss festge-
halten werden, dass die Dacher
der Neubauten unbedingt fur die
Nutzung von Solarenergie aus-
gelegt sein sollen.

Kenntnisnahme:

Eine zwingende Festsetzung zur Nut-
zung von Solarenergie nach § 9 Abs.
1 (23) BauGB ist nicht vorgesehen.
Die anzustrebende, vorsorgliche
Auslegung der Dachkonstruktion wird
deshalb in die Hinweise lbernom-
men.

Wir empfehlen aulRerdem Am-
phibienausstiegshilfen in den Ka-
nalisationsschachten.

Kenntnisnahme:
Die Anregung wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Die Hinweise werden entsprechend
erganzt.

Bei PflanzmalRnahmen insbe-
sondere die Eingrinung der Aus-
gleichsmalRnahme Al betreffend
und bei geplanten Einfriedungen
sind die Abstande nach dem
Landesnachbarrecht Rheinland-
Pfalz zu beriicksichtigen.

Kenntnisnahme:

Die Abstande des Landesnachbar-
rechts gelten unabhangig vom Be-
bauungsplan. Die Abstdnde zu Wirt-
schaftswegen konnen innerhalb der
festgesetzten Flachen mit Pflanzge-
boten eingehalten werden. Es erfolgt
ein Hinweis auf das Landesnachbar-
recht

VBG Landau-
Land

FB 4 - Burger-
dienste
20.07.2020

Um eine Regelung zu erzielen,
die unabhangig vom jeweiligen
Grundstlickseigentimer ist, hal-
ten wir es fur sinnvoll, eine Ver-
pflichtung zur Vorhaltung eines
Loschwasserbehalters im Wege
einer personlich beschrankten
Dienstbarkeit zu Gunsten der
Verbandsgemeinde Landau-
Land zu formulieren. Bestandteil
dieser Grunddienstbarkeit sollten
Regelungen zur genauen techni-
schen Ausfihrung des Behélters
sein und das jederzeitige Nut-
zungsrecht durch die Feuerwehr
der Verbandsgemeinde.

Eine entsprechende Verpflichtung
zur Vorhaltung eines Ldschwasser-
behélters im Wege einer personlich
beschrankten Dienstbarkeit zu Guns-
ten der Verbandsgemeinde Landau-
Land wird formuliert.

4 Begrindung der Planwahl nach Abwagung mit den gepriften, in Betracht kommenden
anderweitigen Planungsmaoglichkeiten

Da es sich um eine Betriebserweiterung handelt, kommen keine alternativen Standorte in Frage.
Hinsichtlich der geplanten Bebauung passt sich der Bebauungsplan ,5. Anderung (Erweiterung)
Gewerbegebiet* an den bereits rechtskréaftigen Bebauungsplan ,3. Anderung Gewerbegebiet"
an.
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	6 Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
	Örtliche Bauvorschriften
	Die örtlichen Bauvorschriften gelten i.V.m. den Festsetzungen des zeichnerischen Teils.
	Hinweise
	1. Radonprognose
	Das Plangebiet. liegt innerhalb eines  Bereiches, in dem lokal erhöhtes und seltener hohes Radonpotenzial über einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Es wird dringend empfohlen, orientierende Radonmessungen in der Bodenluft vorzunehmen, um fest...
	Wir bitten darum uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen.
	Studien des LGB haben ergeben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3 - 4 Wochen} notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeiträumen s...
	Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:
	 Begehung  der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien;
	 radongerechte , ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes; fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter;
	 Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen Radonverfügbarkeit;
	 Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma);
	 Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.
	Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der Radonmessung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das LGB. Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können dem "Radon-Handbuch" des Bundesamts...
	Für bauliche Maßnahmen zur Radonprävention wenden Sie sich bitte an das Landesamt für Umwelt (Radon@lfu.rlp.de).
	2. Landesarchäologie
	1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBl.,2008, S.301) sowie durch Art. 3 des Gesetzes vom 03. .12.2...
	2. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der ...
	Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammte...
	3.. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.
	3. Auswirkungen auf den Verkehr auf der L493
	Der Verkehr auf der L 493 darf nicht durch Auswirkungen des Gewerbegebietes (z.B. Blendung, Staub, Dampf etc.) beeinträchtigt/ gefährdet werden. Dies ist dauerhaft mit geeigneten Mitteln sicherzustellen.
	4. Artenschutz
	Reptilien:
	Es konnten keine Zauneidechsen auf dem Vorhabengebiet nachgewiesen werden. Das Vorhabengebiet ist aufgrund der intensiven Pflegemaßnahmen bzw. ackerbaulichen Nutzung nur schlecht als Lebensraum geeignet.
	Um eine Einwanderung aus umliegenden Gebieten zu verhindern, sollte die Fläche weiterhin intensiv gepflegt werden, um sie für Zauneidechsen als Lebensraum unattraktiv zu halten.
	Amphibien:
	Es werden Amphibienausstiegshilfen in den Kanalisationsschächten empfohlen um das Verenden der Tiere nach dem Abstürzen zu verhindern.
	Schmetterlinge:
	Das Vorhabengebiet bietet aufgrund der intensiven Pflege und häufigen Mahd bzw. der ackerbaulichen Nutzung keinen geeigneten Lebensraum für streng geschützte Schmetterlingsarten. Die dort vorkommenden potentiellen Raupennahrungspflanzen werden durch d...
	Um eine Ansiedlung streng geschützter Schmetterlingsarten zu verhindern, sollte die Fläche weiterhin häufig gemäht bzw. ackerbaulich bewirtschaftet werden.
	Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötung, erhebliche Störung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) werden unter Beachtung entsprechender...
	5. Pflanzliste
	Artenliste Bäume
	x Acer campestre Feldahorn
	x Acer platanoides Spitzahorn
	Acer pseudoplatanus Bergahorn
	x Carpinus betulus Hainbuche
	Prunus avium Vogelkirsche
	Quercus robur Stieleiche
	x Tilia cordata Winterlinde
	x Baumart geeignet zur Straßen- und Stellplatzbepflanzung
	Artenliste Sträucher:
	Cornus sanguinea  Roter Hartriegel
	Corylus avellana  Hasel
	Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn
	Euonymus europaeus  Gemeines Pfaffenhütchen
	Prunus spinosa  Schlehe
	Rosa canina  Hundsrose
	Sambucus nigra  Schwarzer Holunder
	Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball
	6. Baugrunduntersuchung
	Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (insbesondere mit Laständerungen) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen.
	Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen:
	8. Starkregen/Hochwasserschutz
	Unter Berücksichtigung der Lage des Bebauungsplangebietes und den örtlichen Verhältnissen weise wird darauf hingewiesen, dass bei Regenereignissen größerer Intensität oder Dauer, bei Regen auf gefrorenem Untergrund, bei Schneeschmelze es zu einer Über...
	9. Landesnachbarrecht
	Bei Pflanzmaßnahmen insbesondere die Eingrünung der Ausgleichsmaßnahme A1 betreffend und bei geplanten Einfriedungen sind die Abstände nach dem Landesnachbarrecht Rheinland-Pfalz zu berücksichtigen
	10. Grundwasser
	Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffes in den Untergrund mit Grundwasserfreilegungen (Temporäre Grundwasserhaltung) gerechnet werden muss, bedürfen gem. § 8 ff Wasserhaushaltsgesetz (WHG) der Erlaubnis, welche rechtzeitig vor Beginn de...
	11. Brandschutz
	Das Löschwasser kann zurzeit nicht durch Hydranten sichergestellt werden. Aus diesem Grunde ist ein Löschwasserbehälter erforderlich. Der Behälter muss für die öffentliche Hand, Feuerwehr und VGW über öffentliche Flächen jederzeit erreichbar sein
	Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens muss die sicherzustellende und vorzuhaltende Löschwassermenge ermittelt und nachgewiesen werden.
	Der Löschwasserbedarf für den Grundschutz richtet sich entsprechend dem DVGW Regelwerk 405 nach der baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung. Für die Gefahr der Brandausbreitung ist die mögliche Bauart maßgebend. Somit ergibt sich bei ein...
	Der insgesamt erforderliche Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von insgesamt 300 m nachzuweisen.
	Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg.
	Für den ersten Löschangriff sind die Löschwasserentnahmestellen im öffentlichen Verkehrsraum so anzuordnen, dass eine Entfernung von 75 m bis zum Zugang des jeweiligen Grundstückes nicht überschritten wird. Aus den Löschwasserentnahmestellen für den e...
	Die Vorhaltung eines Löschwasserbehälters im Wege einer persönlich beschränkten Dienstbarkeit zu Gunsten der Verbandsgemeinde Landau-Land zu formulieren. Bestandteil dieser Grunddienstbarkeit sollten Regelungen zur genauen technischen Ausführung des B...
	12. Solarenergie
	Eine zwingende Festsetzung zur Nutzung von Solarenergie nach § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB ist nicht vorgesehen. Die vorsorgliche Auslegung der Dachkonstruktion für die Nutzung von Solarenergie ist anzustreben.
	13. Abfallwirtschaft/Bodenschutz
	Altablagerungen
	Nach Durchsicht der vorliegenden Unterlagen sind z. Zt. im Plangebiet keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt. Sollten sich später aber Hinweise auf abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillg...
	Rückhaltung von Niederschlagswasser
	Im Rahmen der Bodenuntersuchungen wurde Grundwasser ab 135,37 m NHN direkt angetroffen. Aufgrund der Nähe zum Rhein und dem relativ niederschlagsarmen Winter muss jedoch auch mit höheren Grundwasserständen gerechnet werden. Es ergibt sich ein „Bemessu...
	Da entsprechend dem Ergebnis des Baugrundgutachtens eine Versickerung im Baugebiet nicht möglich ist, muss das Niederschlagswasser auf den Grundstücken zurückgehalten werden.
	Hierfür wurde für ein 20-jähriges Regenereignis ein benötigtes Gesamtstauvolumen von 506 m³ berechnet. Mit dem zurückgehaltenen Oberflächenwasser wird teilweise der notwendige Löschwasserbehälter gespeist.
	Der gedrosselte Abfluss aus der Rückhaltung wird mit 10 l / (s x ha) angesetzt und wird an die Regenwasserkanalisation angeschlossen.
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